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Unser Export ist Weltklasse - 
Erstmals vor USA und Japan 
^uin ersten Mal in ihrer Geschichte steht die 
Bundesrepublik Deutschland auf Platz 1 der 
Liste der größten Exporteure der Welt vor den 
USA und Japan. Die deutschen Erfolge im Ex- 
Port sind auch und vor allem Ausdruck der inter- 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft. 

Das Markenzeichen „Made in Germany" ist auf den 
Weltmärkten wieder gefragt, erklärte Generalsekre- 
tär Heiner Geißler. Leistungsbereitschaft und Lei- 
stungsfähigkeit deutscher Unternehmen und Arbeit- 
nehmer haben zu diesem Erfolg maßgeblich beige- 
ben. Die Eroberung neuer Auslandsmärkte si- 

chert und schafft moderne und zukunftsträchtige Ar- 
eitsplätze und trägt entscheidend dazu bei, daß 

tnde 1987 800000 mehr Menschen erwerbstätig sein 
Werden als im Herbst 1983. 
Erfolgreich ist die Bundesrepublik Deutschland je- 

0ch nicht nur beim Export, sie führt auch die Hit- 
iste der stabilsten Währungen der Welt an. Die er- 
zreiche Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bun- 
esregierung und die Geldpolitik der Deutschen 

°undesbank haben die Deutsche Mark zu einer der 
artesten und begehrtesten Währungen der Welt ge- 

weht. Auch die Einkommen der Haushalte in der 
d
Ur»desrepublik Deutschland liegen international in 

J* Spitzengruppe. Die deutschen Haushalte zählen 
Jj den wohlhabendsten in der Welt. Die erfolgrei- 

E
ne Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik und die 

^Jjsatzbereitschaft von Arbeitnehmern und Unter- 
mern haben dies ermöglicht. 

u 
lQ 2ukunftsperspektiven der deutschen Wirtschaft 

nd damit die Zukunftsaussichten von Arbeitneh- 
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mern und Unternehmern sind über 1987 
hinaus günstig. Unsere Politik wird dazu 
beitragen, die internationale Spitzenposi- 
tion der deutschen Wirtschaft zu sichern. 

Deswegen sagen wir: 
„Weiter so, Deutschland". 

Sozialdemokraten und Grüne haben bis 
heute nicht begriffen, daß die Bundesre- 
publik Deutschland international nur 
dann an der Spitze bleibt, wenn sie mit 
modernen Technologien und Qualitäts- 
produkten im internationalen Wettbe- 

werb bestehen kann. Die wirtschaftspo''' 
tischen Vorschläge von SPD und Grüne«1 

würden zurück in die Krisen der siebzige 

Jahre führen, zu neuer Staatsverschul- 
dung, zu neuer Inflation, zum Verfall def 

Deutschen Mark, zum Verlust der inter* 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit und "a' 
mit zu neuer Massenarbeitslosigkeit. Nü 

eine von der CDU geführte Bundesreg«e* 
rung ist der Garant für eine im internal0' 
nalen Wettbewerb erfolgreiche deutsche 
Wirtschaft und damit für zukunftssichere 
und moderne Arbeitsplätze. 
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Ggrhard Stoltenberg: 

Wir sind auf einem guten und 
erfolgreichen Weg 
JJer Bundestag hat am Freitag, 28. 
November 1986, nach viertägiger vom 
Wahlkampf bestimmter Debatte mit 
jjen Stimmen der Regierungskoalition 
jjen Haushalt 1987 verabschiedet. Der 
fj-tat hat ein Ausgabenvolumen von 
£68,5 Milliarden DM. Das sind 1,9 
Prozent mehr als in diesem Jahr. Die 
Neuverschuldung liegt mit 22,3 Mil- 
garden DM um 1,4 Milliarden DM 
niedriger. In der Schlußdebatte werte- 
te Finanzminister Gerhard Stoltenberg 
"en Kurs der Bundesregierung als ins- 
gesamt erfolgreich. 

Stoltenberg wies die Vorwürfe der Oppo- 
Slt»on als völlig verfehlt zurück. Die SPD 
Sehe an den Tatsachen vorbei, wenn sie 
dle Erfolge bei Wachstum, Beschäftigung 
Und Preisstabilität in Zweifel ziehe, deren 
Positive Wirkung immer mehr Menschen 
Zu spüren bekämen. Die Bundesregierung 
sei bei der Haushaltskonsolidierung, am 
r^beitsmarkt und bei der Belebung der 
Ortschaft ein gutes Stück vorangekom- 
men und könne eine gute Bilanz vorle- 
8en. Die SPD betreibe Steuerpolitik mit 
"alten, verstaubten Sprüchen des Klas- 
senkampfes". Nachfolgend der Wortlaut 

er Rede von Gerhard Stoltenberg: 

^Präsident! 
^eine Damen und Herren! 

err Kollege Brandt hat zu Beginn der 
jutigen Diskussion die bisherige Debat- 
^ ln der zweiten Lesung einer kritischen 

Wertung unterzogen. Er hat dabei ge- 
8t. bei allem, was umstritten ist, würde 
.n'chts geschadet haben, wenn die Be- 
1Cr»e deutlicher geworden wären, in de- 

nen mehr parteiübergreifende Zusam- 
menarbeit von der Sache her geboten sein 
wird. 

Ich muß allerdings feststellen, daß im wei- 
teren Verlauf seiner Rede nicht einmal im 
Ansatz der Versuch der Gemeinsamkeit ge- 
macht wurde, sondern daß hier kräftig po- 
lemisiert wurde, zum Teil in einer grob ir- 
reführenden Weise. 

Die Motive und die Ergebnisse der Poli- 
tik der Bundesregierung sind von Ihnen, 
Herr Kollege Brandt, in wichtigen Berei- 
chen verzeichnet und, so muß ich sagen, 
in einigen Punkten auch entstellt worden. 

Es hat mich schon überrascht, mit wel- 
cher Unbekümmertheit Sie den Skandal 
um die Neue Heimat hier in die Diskus- 
sion eingeführt haben. Sie haben das 
nicht etwa, wozu es nach der Lektüre des 
einstimmigen Untersuchungsausschußbe- 
richts der Hamburger Bürgerschaft Ver- 
anlassung gegeben hätte, zu einer selbst- 
kritischen Reflexion genutzt. Ich sage 
hier ganz verhalten: Wer diesen Bericht 
des Hamburger Untersuchungsausschus- 
ses, getragen auch von den sozialdemo- 
kratischen Abgeordneten, liest, muß doch 
sagen, daß es für den Vorsitzenden der 
Sozialdemokratischen Partei Deutsch- 
lands darüber nachzudenken gilt, ob hier 
nicht Formen der Verfilzung vorlagen, 
von denen Sie Ihre Partei befreien soll- 
ten, wenn Sie ihr einen guten Dienst er- 
weisen wollen. Es kann nicht hingenom- 
men werden, daß das Fehlverhalten der 
Verantwortlichen in der Weise zu Vor- 
würfen gegen die Bundesregierung und 
die sie tragenden Parteien umgemünzt 
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werden soll, wie es hier von dem Kolle- 
gen Willy Brandt versucht worden ist. 
Was das Verhalten der SPD betrifft, so 
sind die im deutschen Fernsehen vor we- 
nigen Wochen sichtbaren Solidaritätsbe- 
kundungen führender Mitglieder Ihrer 
Fraktion mit dem Genossen Lappas noch 
in zu lebhafter Erinnerung, als daß Sie 
das mit einigen Bemerkungen aus der 
Welt schaffen könnten. 
Aber weil Sie kritisiert haben, die Bun- 
desregierung habe nicht das Erforderli- 
che getan, weil Sie der Bundesregierung 
unterstellt haben, wir hätten das aus par- 
teipolitischen Gründen oder aus Ressen- 
timents gegen die Gewerkschaften getan, 
will ich dazu folgendes sagen: 
In allen Fragen, in denen es um ei-ne 
mögliche Hilfe der öffentlichen Hand für 
notleidende Unternehmen geht, ist doch 
zu Recht erst nach dem angemessenen, 
dem nachhaltigen, dem zumutbaren Fi- 
nanzbetrag des Eigentümers, also hier des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, gefragt 
worden. Dann kommt als zweite Stufe, 
soweit das erforderlich ist, die Frage nach 
dem Beitrag der mit der Gesellschaft ge- 
schäftlich verbundenen Unternehmen, 
das heißt natürlich auch nach dem Bei- 
trag der Kreditinstitute. 
Erst wenn dies gewährleistet ist, kann 
doch ein Gespräch mit den Ländern — 
ich nenne sie in erster Linie —, dem Be- 
reich der Wohnungswirtschaft und mit 
dem Bund zu Ergebnissen führen, ob die 
öffentliche Hand dies flankieren soll und 
in welcher Form diese geschehen kann. 
Ich muß Ihnen, Herr Kollege Brandt, 
und damit auch der Öffentlichkeit sagen 
— ich habe mich gestern auch bei den an- 
deren mitbeteiligten Bundesressorts noch 
erkundigt —: Nach dem peinlichen Zwi- 
schenspiel mit Herrn Schiesser, auf das 
ich hier nicht näher eingehe, ist es so, daß 
den Bundesressorts bis heute kein Kon- 
zept für eine Weiterführung, eine Sanie- 

rung, eine stille Liquidation der Neuen 
Heimat — ich lasse ganz offen, was der 
Eigentümer will — vorliegt, das den ge- 
nannten Voraussetzungen, insbesondere 
dem notwendigen weiteren finanziellen 
Engagement des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes, entspricht. Das ist der 
Sachverhalt, auf den wir hinweisen 
müssen. 
Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage des Abgeordneten Vosen ? 
Dr. Stoltenberg: Ja bitte, aber nur eine 
Zwischenfrage. 
Vosen (SPD): Eine ganz kurze Frage, Herr 
Finanzminister: Wollen Sie denn wirklich 
helfen ? 
Dr. Stoltenberg: Ich möchte auf das verwei- 
sen, was der Kollege Schneider zuletzt ge- 
stern im Untersuchungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages gesagt hat: Wenn die 
Eigentümer mit den notwendigen Mitteln 
antreten, wenn die Frage geklärt ist, in 
welcher Form sich die anderen Unterneh- 
men, die Kreditinstitute, an einem Konzept 
beteiligen, ist es vorstellbar, daß neben den 
Ländern auch der Bund prüft, ob zum Bei- 
spiel in Verbindung mit den gewährten 
Rückbürgschaften eine Bewegung mögUcn 

ist. Aber diese Frage kann ich doch nur 
konditioniert beantworten, solange der 
Deutsche Gewerkschaftsbund nicht das tut- 
was auch im Interesse der Mieter notwen- 
dig ist. 
Wie hier ist heute morgen auch in ande- 
ren Punkten konsequent an den Tatsa- 
chen vorbeigeredet worden. Ich sage das 

auch zu Ihrem harten Angriff, Herr Kol- 
lege Brandt, auf die Haltung der Bundes- 
regierung in wichtigen Fragen der Außen 

und Sicherheitspolitik. Der Bundeskanz- 
ler und der Bundesaußenminister haben 
vor zwei Tagen die Position der Bundes- 
regierung zu Rüstungskontrolle und Ab- 
rüstung, also auch zur Frage der soge- 
nannten Null-Lösung, erneut dargestellt- 
Ich sage „erneut", weil die letzte Debatte 
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darüber am 6. November war. Sie waren, 
enn ich mich richtig erinnere, an diesem 
ag nicht zugegen. Dafür mag es Gründe 

Segeben haben. Ich halte es aber auch 
0n meinem Verständnis parlamentari- 

..   er Auseinandersetzung für bedauer- 
en, daß Sie zwei Tage später nur die al- 

en Unterstellungen und Verdächtigun- 
gen wiederholen, die durch die Erklärung 

es Bundeskanzlers und des Bundesau- 
enrninisters am Mittwoch überzeugend 

Wldergelegt sind. Ich finde nicht, daß das 
ein guter Parlamentarismus ist. 

»er ich will hinzufügen und unterstrei- 
e": Wir vertreten gerade hier — bei den 

Ur°Pä'schen Interessen und den Gesichts- 
Punkten zum Thema Rüstungskontrolle, 
^rüstung, Null-Lösung, um die Haupt- 

chworte zu nennen — eine gemeinsame 
^altung mit Frankreich und Großbritan- 

en> unseren wichtigsten europäischen 

Di 
sgenossen. 

le Berichte nach den letzten Gesprä- 
d 

en zwischen Präsident Mitterrand und 
^,   britischen Premierministerin, Frau 
j ,a^Cner, haben das deutlich gemacht. 
^    halte es für ein wichtiges Zeichen, 

in diesen zentralen Fragen unseres 
fj°ntinents wir, die Bundesregierung, der 
denpÖSische Präsident und die Regierung 
j^ r französischen Republik, die britische 

gierung, aber auch andere westeuro- 
lCe|

Scne Regierungen mehr Gemeinsam- 
v , 8ewonnen haben. Deswegen ist es 
d   kommen abwegig, so zu tun, als ob 

se Bundesregierung international an 
da WlCnf verloren hätte oder — wie Sie 
oe  

,n einer ziemlich polemischen Weise 
Sl 

a§t haben — im Ernst keine Abru- 
fs woHe. Diese Vorwürfe treffen in 
Uns      ^Ung vielleicht ungewollt auch 
Pa n6 Wicnti8sten Verbündeten in Euro- 
2l»rü fSWeSen weise ich sie entschieden 

j.jeht wir stehen yor der Gefahr der Iso. 
Ung, Herr Kollege Brandt, die Sozial- 

demokratische Partei steht in diesen Fra- 
gen vor der Gefahr einer gewissen Isolie- 
rung; denn die intensiven Parteikontakte 
der Sozialdemokratischen Partei mit der 
kommunistischen SED sind nicht ein Er- 
satz für die feste Integration unserer Posi- 
tionen im Bündnis, sie sind ein sehr frag- 
würdiger Nebenweg, der den deutschen In- 
teressen nicht dient. 

Es ist ja in dieser Debatte durch den Bun- 
deskanzler und den Bundesaußenmini- 
ster auch klargeworden, daß wir beharr- 
lich den Weg zum Ausgleich und zur Ver- 
ständigung mit den Staaten Osteuropas 
verfolgen. Aber — ich sage das zu den 
ungezügelten Attacken der kommunisti- 
schen Zentralorgane aus Moskau und 
Ost-Berlin, „Prawda" und „Neues 
Deutschland", gegen den Bundeskanzler 
— wir werden uns nicht einschüchtern las- 
sen. Wir werden uns nicht davon abbringen 
lassen, immer wieder entschieden für mehr 
Menschen- und Bürgerrechte im anderen 
Teil Deutschlands und in Osteuropa einzu- 
treten. 
Herr Kollege Hoppe hat heute in diesem 
Zusammenhang an Andrej Sacharow er- 
innert. Dieser steht stellvertretend für die 
vielen integren, bewundernswerten Men- 
schen, die auch heute noch in Gefängnis- 
sen, in Verbannung und Isolierung in der 
Sowjetunion und in der DDR schmach- 
ten müssen. Wir setzen uns für sie ein, 
auch wenn wir vernünftige Beziehungen 
zu den Regierungen Osteuropas wollen. 
Im übrigen können die plumpen Einmi- 
schungsversuche der Zentralorgane der 
kommunistischen Parteien in unseren 
Wahlkampf keiner demokratischen Partei 
recht sein. Sie sind im Grunde für alle de- 
mokratischen Parteien peinlich. Ich un- 
terstelle, daß das auch die Empfindung 
vieler Sozialdemokraten ist. Uns werden 
sie im Ergebnis nicht schaden, und anderen 
werden sie nicht nutzen, um das jetzt kurz 
zu sagen. 
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Erlauben Sie, daß ich nun noch auf ei- 
nige Punkte der wirtschafte- und finanz- 
politischen Diskussion eingehe, die heute 
morgen auch in kurzen Ausführungen 
von Herrn Kollegen Brandt und in aus- 
führlicheren Darlegungen von Herrn 
Kollegen Walther eine Rolle spielen. 
Ich will, bevor ich das tue, kurz auf Ihre 
Frage zu den Presseberichten zum Thema 
„Howaldtwerke — Deutsche Werft AG" 
eingehen, Herr Kollege Walther. Ich will 
das tun, weil Sie hier — wie ich glaube — 
in einer wenig erfreulichen Form ver- 
sucht haben, ein Zitat des Kollegen Weng 
aus der gestrigen Abenddebatte, dem ich 
sachlich zustimme, umzumünzen in Ver- 
dächtigungen gegen den Bundesminister 
der Finanzen. Ich will Ihnen hieran 
Hand einer Aufzeichnung einmal kurz 
die entscheidenden Stationen unserer 
Mitwirkung vorlesen: 

• Am 18. Juni 1985 hat der geschäftsfüh- 
rende Gesellschafter des Ingenieurkontors 
Lübeck gelegentlich eines Gesprächs beim 
Bundeswirtschaftsminister unter anderem 
auch über das beabsichtigte Südafrikage- 
schäft unterrichtet und mitgeteilt, daß gewis- 
se Unterlagen für die Konstruktion von U- 
Booten bereits geliefert worden seien. Der 
Bundeswirtschaftsminister hat erklärt, daß 
mit einer Genehmigung nicht zu rechnen sei 
und nach dem Gespräch von sich aus eine 
Aufkärung des Sachverhalts bezüglich der 
bereits gelieferten Unterlagen angeordnet. 
Da die interne Prüfung zunächst im Wirt- 
schaftsministerium ergeben hat, daß ein 
Verstoß gegen das Außenwirtschaftsgesetz 
vorgelegen haben könnte, hat der Bundesmi- 
nisterfür Wirtschaft diesen Vorgang an den 
Bundesminister der Finanzen abgegeben, da 
die Ermittlung von Zuwiderhandlungen ge- 
gen das Außenwirtschaftsgesetz den Oberfi- 
nanzdirektionen obliegt. 
Ich sage Ihnen ausdrücklich, damit Sie 
von solchen Verdächtigungen absehen: 
Ich habe durch die Unterrichtung durch 

den Wirtschaftsminister zum erstenmal 
erfahren, daß hier möglicherweise ein 
schwerwiegender gesetzlicher Verstoß 
vorliegt. 
Ich füge hinzu: Ich habe nach einer not- 
wendigen internen Vorprüfung durch die 
leitenden Beamten des Finanzministe- 
riums veranlaßt, daß der Vorgang an die 
zuständige Oberfinanzdirektion Kiel am 
14. November 1985 zur weiteren Verfol- 
gung abgegeben wird. Die Oberfinanzdi- 
rektion Kiel hat gegen das Ingenieurkon- 
tor Lübeck und gegen die HDW ein förfl1' 
liches Verfahren eingeleitet. 
Dieses Verfahren ist, weil offensichtlich 
sehr komplexe Sachverhalte geklärt wer- 
den müssen, noch nicht abgeschlossen. 
Ich habe gehört, daß in Kürze ein Bericht 
über die möglichen Konsequenzen das 
Finanzministerium erreichen wird. Ichsa' 
ge es formal: Der zuständige Bundesm»' 
nister der Finanzen ist selbstverständlich 
bereit, wenn das Ergebnis vorliegt, den 
zuständigen Ausschuß des Deutschen 
Bundestages oder die zuständigen Aus- 
schüsse zu unterrichten. 
Ich glaube, dies ist ein, was den für das 
Außenwirtschaftsgesetz zuständigen Bun 

deswirtschaftsminister und den — über 
die Oberfinanzdirektion für die notwefl' 
dige Klärung und Ermittlung — zustand' 
gen Bundesfinanzminister angeht, korre 
tes Verfahren. 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, & 
gibt noch einen Zwischen)rager. 
Dr. Stoltenberg: Bitte sehr. 
Vizepräsident Westphal: Herr Zander, b'1 

schön. 

Zander (SPD): Herr Minister dann sind 
nach dem, was Sie uns eben über den v° 
gang erkärt haben, öffentliche Äußerung 
des bayerischen Ministerpräsidenten, d,e 

heute zitiert wurden, falsch, wonach di?s 

die Zustimmung des Bundeskanzlers zu 
diesem Vorgang erhalten hat? 
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ür- Stoltenberg: Also ich habe einen Satz 
m der „Bild"-Zeitung gelesen. Da findet 
s'ch nicht das Wort „Zustimmung". Ich 
kQnn nur sagen, daß weder der Bundes- 
kanzler noch Bundesminister jemals den 
tlndruck erweckt haben, daß hier eine Ge- 
nehmigung zugrunde gelegt werden könn- 
e- So viel kann ich zu Gesprächen sagen, 

°n denen ich selbst nicht teilgenommen 
Qbe. Das sage ich gern zu Ihrer Zusatz- 

frage. 

fassen Sie mich nun zu den Sachthemen 
<jer Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpoli- 
t,k kommen. 
[eh bekräftige auch jetzt zum Schluß der 

ebatte noch einmal das, was ich in der 
Reiten Lesung gesagt habe. Mit Blick 
nicht nur auf die Beratungen dieses Jah- 
wes, sondern auch auf die vier Jahre enger 

Usammenarbeit danke ich dem Vorsit- 
enden des Haushaltsausschusses, Herrn 

^•°Hegen Walther, und allen Kolleginnen 
nd Kollegen herzlich für die sachkundi- 
^ kritische, aber im Ergebnis doch dem 

°hl unseres Staates dienende Zusam- 
menarbeit. Natürlich hatten wir Kontro- 
ersen, Herr Kollege Walther, auch im 
^blick auf Ihre heutige Rede. Aber wir 
llen sie weiter fair austragen. 
as mich an den Beiträgen der Opposi- 
n heute interessiert hat, ist die neue 

NFM
he der °PP°sition' auch der GRÜ" 

fcN. Bisher wurde gesagt, unsere Politik 
seh   nUr scnlimme Folgen für die Men- 
. nen. Heute morgen hat der Kollege 
geh      *es*&, die Koalition habe Glück 
* nabt. Bei diesem Wort „Glück" kamen mir zwei Assoziationen. Die eine: Auch r\.c"•" /^»soziaiionen. uie eine, AULU 
y T^pRÜNEN, trotz aller ideologischen 
im

rblssenheit, bestreiten nicht mehr, daß 
die

mCr menr Menschen die Wirkungen 
Sie

ser neuen Politik erfahren. Ich habe 
zit' ausnanmsweise einmal zustimmend 
ter C*u Wenn auc'1 Jetzt nicht in den wei- 
nic|

enenden Folgen; auch das sollte Sie 
1 beunruhigen. Mir kam da ein altes 

Sprichwort in den Sinn, das ich hier ohne 
Überheblichkeit zitiere: Glück hat auf die 
Dauer nur der Tüchtige. 
Nein, meine Damen und Herren, Glück 
reicht als Kategorie allein nicht aus, um 
die positive Gesamtbilanz dieser vier Jah- 
re zu erklären. Wir haben die Grundsätze 
einer sozialverpflichteten Marktwirt- 
schaft wieder zur Geltung gebracht. Die 
Bürger haben die Entscheidungen, die Si- 
gnale dieser neuen Politik verstanden und 
als Verbraucher, als Investoren und in der 
Arbeitswelt produktiv aufgenommen. Das 
ist der entscheidende Punkt für die Trend- 
wende zum Besseren, die wir verzeichnen 
können. 
Herr Kollege Walther, wie schlecht die 
Position der SPD ist, zeigt mir, daß Sie 
sogar amtliche Statistiken bezweifeln. Ich 
will hier über diese Debatte zum Thema 
Beschäftigtenzahl nicht mehr lange re- 
den. Nach Ihren gestrigen Ausführungen 
habe ich mich aber noch einmal mit einer 
Originalunterlage des Statistischen Bun- 
desamtes — Referat VIII C 3 — ausge- 
stattet, in der die Entwicklung der Er- 
werbstätigkeit vom Januar 1981 bis zum 
September 1986 im Monatsdurchschnitt 
festgehalten ist. Nach der Lektüre kann 
ich nun nicht alles bestätigen, was Sie 
hier heute an Zahlen vorgetragen haben. 
Zwischenruf Walther (SPD): Die 86er Zah- 
len sind geschätzt! 

— Aber Herr Kollege Walther, wenn Sie 
das noch einmal vertiefen wollen, sage 
ich auch das noch. Ich will Ihnen das und 
auch der deutschen Öffentlichkeit, die 
Sie hier ständig zu verwirren versuchen, 
jezt gern einmal erklären: Es gibt eine er- 
ste, kurzfristige Schätzung nach zwei Mo- 
naten, eine Schätzung auf der Grundlage 
des bisherigen Verfahrens nach der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung. Da 
werden die Bereichsstatistiken des Stati- 
stischen Bundesamtes, die Beschäftigten- 
statistik der Bundesanstalt für Arbeit 
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und, was sehr wichtig ist, die Statistik der 
Krankenkassen über die Beitragszahler 
herangezogen, denn sie erhalten die aktu- 
ellen Daten, weil man sich entsprechend 
der Pflicht zur Sozialversicherung natür- 
lich anmeldet. 

Dann gibt es einen zweiten Wert. Das 
heißt: Einen Monat später wird der vor- 
läufige Wert korrigiert. Wir können nun 
wirklich unterstellen, daß das Statistische 
Bundesamt, das über alle Regierungs- 
wechsel hin — in Ihrer Zeit und in unse- 
rer Zeit — eine Behörde mit großer fach- 
licher Autorität war und ist, diese Ergeb- 
nisse mit einer — wenn überhaupt — mi- 
nimalen Marge nach oben oder unten 
nach drei Monaten zur Verfügung gestellt 
hat. Wenn diese Statistik ergibt, daß wir 
vom Oktober 1983 bis zum September 
1986 eine Zunahme der Zahl der Beschäf- 
tigten um genau 600000 haben, dann soll- 
ten Sie das nicht länger bestreiten. Wenn 
man so etwas tut, dann kann man das je- 
denfalls nicht länger ernst nehmen. 

Bei allem polemischem Rankenwerk will 
ich noch einmal versuchen, den sachli- 
chen Kern unserer Kontroverse über die 
Rolle des Staates in der Beschäftigtenpo- 
litik zu beschreiben. Ich will das hier in 
Erinnerung an Beiträge aus früheren Dis- 
kussionen tun. Der Herr Kollege Ehren- 
berg, der hier früher für Sie in diesem Zu- 
sammenhang gesprochen hat, und andere 
haben immer wieder gesagt — ich zitiere 
das einmal, wie ich hoffe, fair —: „Auch 
wir haben nach den schweren Einbrü- 
chen, etwa der Jahre 1973/75, mit unserer 
Politik wieder zunehmende Beschäfti- 
gung ab 1976/77 erreicht." — Das ist also 
die These, die uns entgegengehalten wird. 
Da würde ich sagen: Ja, das ist statistisch- 
politisch zwar richtig, aber es ist dann 
schon ab 1980, vor allem ab 1981 zu ei- 
nem Abbruch dieser Entwicklung und zu 
einem geradezu dramatischem Anstieg 
der Arbeitslosigkeit gekommen. 

Wir ziehen aus dieser Erfahrung eine be- 
stimmte Konsequenz. Wir sagen: Dauer- 
hafte, sichere Arbeitsplätze können nicht 
durch befristete, auf Pump oder durch hö- 
here Steuern finanzierte Konjunkturpro- 
gramme geschaffen werden. Das ist unsere 
Folgerung. 
Deswegen treten wir für eine grundlegen- 
de, verläßliche und dauerhafte Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen mit den 
Mitteln der Wirtschafts-, der Steuer-, der 
Abgaben und der Arbeitsmarktpolitik 
ein. Damit haben wir begonnen. Die er- 
sten Ergebnisse sind ermutigend. Große 
Aufgaben liegen noch vor uns. Wir sind 
in der Analyse einiger Sachverhalte auch 
nicht so weit auseinander, wie das in Ih- 
ren heftigen Attacken erscheint. Daß wir 
— beginnend mit den sektoralen Proble- 
men des Schiffbaues, der Kohle, bei den 
regionalen Problemen einiger Bereiche m 
der Bundesrepublik, die wirklich in der 
Gefahr sind zurückzufallen, bis hin zu 
den großen Fragen der EG-Politik etwa 
auf dem Agrarmarkt — gewaltige Heran 
forderungen vor uns haben, ist doch in e 

ner ernsthaften politischen Diskussion 
vollkommen unbestritten. Wir würden <* 
deutschen Bürger nicht überzeugen, wen 
in den kommenden Wochen bis zum 25* 
Januar die einen nur Erfolgs- und Jubel- 
meldungen machten und die anderen •" 
wie wir das bei Ihnen erlebt haben — n 

Schwarzmalerei und Pessimismus. Das 
nimmt uns doch keiner ab, meine Dam 
und Herren. 

Deswegen appelliere ich an Sie, bei a"er . 
kritischen Sonde der Opposition, nicht ** ' 
ter zu bestreiten, daß wir in puncto Wac» 
turn, Preisstabilität, Beschäftigung, in d,e' 
sen vier Jahren unser Land erheblich vor- 
angebracht haben. 
Die Kontroverse ist auch in den Fragen 
der Steuerpolitik da. Hier in der Diskus- 
sion haben zwei Redner, einer Ihrer K° 
legen und einer der GRÜNEN, noch ein" 
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jfial unsere Entscheidung aus dem Früh- 
jahr 1985 kritisiert, die steuerlichen Ab- 
schreibungen für Wirtschaftsgebäude 
grundlegend zu verbessern. Ich habe vor 
einiger Zeit eine Statistik gelesen, in der 
sich folgendes widerspiegelt: Die Verbes- 
serung der Lage in der Bauwirtschaft, die 
Verbesserung insbesondere auch für die 
Bauarbeiter, wo dieser dramatische Per- 
sonalabbau gestoppt werden konnte, be- 
rnht zu einem erheblichen Teil darauf, 
Paß die Aufträge für Wirtschaftsgebäude 
,n diesem Jahr weit überdurchschnittlich 
angestiegen sind, in den ersten Monaten 
umgut 10 Prozent. 
Zwischenruf Walther (SPD): Strohfeuer- 
Programm! 

"J7 Dies ist kein Strohfeuerprogramm, weil 
lese steuerliche Neuregelung unbefristet 

,st' dauerhaft ist und nicht ein kurzfristi- 
ges Konjunkturprogramm, das Strohfeuer- 
etfekte erzeugt, Herr Kollege Walther. 
°as ist der Punkt. 

^ein dringender Appell an Sie ist, aufzu- 
hören, solche Entscheidungen zur Star- 
ing wichtiger Bereiche unserer Volks- 
w»rtschaft und damit auch der Arbeitneh- 
mer weiter als Umverteilung zugunsten 

er Reichen zu denunzieren. 
ch will das ausdrücklich sagen: Wir hal- 
en weitere Entlastungen auch bei den 
nternehmensteuern für notwendig. Ich 
nl das begründen. Wir entschuldigen 
ns hier nicht; wir begründen das. 

j^ehrnen Sie die Körperschaftsteuer. Wir 
.   en bei unseren wichtigsten Partnern 

^'nen nachhaltigen Rückgang der Kör- 
Perschaftsteuer: in den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika, in Frankreich, in Groß- 
n.tannien, »n den Niederlanden. Ich 
°ehte Sie darauf verweisen, daß der 
sterreichische Bundeskanzler Franz Vra- 

sch ky' SPitzenkandidat der Sozialisti- 
nen Partei Österreichs, 14 Tage vor der 
atl°nalratswahl am vergangenen Sonn- 

tag folgendes angekündigt hat: Zu den 
wichtigsten Aufgaben der Steuerpolitik in 
Österreich gehöre eine Senkung der Kör- 
perschaftsteuer — dort mit einer anderen 
Bemessungsgrundlage als bei uns — von 
55 Prozent auf etwa 40 Prozent. — War- 
um ist das ein Programmpunkt des öster- 
reichischen sozialistischen Bundeskanz- 
lers gewesen? — Weil er begriffen hat, 
daß im Wettbewerb der Steuersysteme 
um arbeitsplatzschaffende Investitionen 
Österreich dem allgemeinen Trend der 
westlichen Industrieländer folgen muß, 
sich anschließen muß, wenn das Sparka- 
pital des eigenen Volkes nicht ins Aus- 
land zu günstigeren Anlagen hin fließen 
soll. 
Das, was der österreichische sozialistische 
Bundeskanzler Vranitzky begriffen und 
vor der Wahl angekündigt hat, sollte end- 
lich auch bei der deutschen Sozialdemo- 
kratie zur Nachdenklichkeit führen, an- 
statt daß mit den alten, verstaubten Sprü- 
chen des Klassenkampfes Steuerpolitik be- 
trieben wird. 

Wir wollen die Einkommen- und Lohn- 
steuer grundlegend senken — mit einem 
durchgehenden linearen Tarif. Weil die 
Frau Kollegin Fuchs das hier in der so- 
zialpolitischen Debatte nun wirklich irre- 
führend dargestellt hat — ich bin ja ganz 
höflich zum Schluß, meine Damen und 
Herren —, möchte ich folgendes sagen: 

Wenn wir diesen linear-progressiven Tarif 
— und das ist die programmatische Aussa- 
ge von CDU/CSU und FDP — verwirkli- 
chen, ergibt dies die stärkste Senkung der 
Grenzbelastung in der unteren Progres- 
sionszone, die schon bei Einkommen von 
18000 DM bei Ledigen und 36000 DM bei 
Verheirateten beginnt. In der unteren Pro- 
gressionszone werden wir die stärkste Ab- 
senkung der Grenzbelastung haben. Sehr 
geehrte Frau Kollegin Fuchs, streichen Sie 
doch die Behauptung, wir wollten in der 
Steuerpolitik nur etwas für die Bezieher 
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von Einkommen über 5000 DM monatlich 
tun, aus Ihrem weiteren Wahlkampfreper- 
toire. Streichen Sie das, bitte ich, wirklich 
endgültig, wenn Sie noch ernstgenommen 
werden wollen. 

Meine Damen und Herren, ich bekräftige 
noch einmal: Große Aufgaben liegen vor 
uns, erstens die Steuerreform, von der ich 
hier gesprochen habe. Sie zielt auf mehr 
Beschäftigung, bessere Anerkennung der 
beruflichen Leistung, Berufstätige mit 
Kindern und die Stärkung der Wettbe- 
werbsfähigkeit unserer Volkswirtschaft. 
Das sind vier vorrangige Aufgaben einer 
Steuerreform. 

Zweitens nenne ich die Kostenbegren- 
zung im-Gesundheitswesen, Herr Kollege 
Walther, damit die für Arbeitnehmer und 
Betriebe ansteigenden Beiträge abge- 
bremst werden können. Ständig steigende 
Lohnnebenkosten sind eine Gefährdung 
der Beschäftigungsentwicklung, und sie 
können auch, wenn wir dies nicht korri- 
gieren — gemeinsam, wie ich hoffe — in 
der Tat die arbeitenden Menschen zu ei- 
nem Teil um die Erträge der Steuersen- 
kung bringen. 
Die dritte Aufgabe, die in der sozialpoliti- 
schen Debatte schon behandelt wurde, ist 
unser Rentensystem weiterzuentwickeln, 
damit es auch nach den schweren demo- 
graphischen Veränderungen für zwei Ge- 
nerationen verläßlich bleibt. 

Als viertes will ich hier auch nach der Re- 
de von Herrn Kollegen Brandt noch ein- 
mal die Europäisierung der Umwelt- 
schutzpolitik und der Standards nennen. 
Im Gegensatz zu Ihren negativen Urtei- 
len über die Umweltschutzpolitik der Ko- 
alition, Ihren nicht qualifizierten Angrif- 
fen auf unseren Kollegen Walter Wall- 
mann, sage ich Ihnen, Herr Kollege 
Brandt: Diese Regierung ist die erste, die 
erfolgreiche Schritte zur Europäisierung 
der Umweltschutzpolitik eingeleitet hat. 

Aber es bleibt noch viel zu tun, um ande- 
re zu überzeugen. 
Wir alle sind tief bestürzt über die Serie 
schwerer Unfälle der Chemieindustrie am 
Rhein, beginnend in der Schweiz, aber 
auch über die, die uns jetzt berühren. 
Diese Dinge sollten nicht in so vorder- 
gründiger Form für politische Polemik 
verwandt werden, wie Sie das hier ver- 
sucht haben. 

Es ist eine Herausforderung für uns alle, 
die nationalen Standards zu verschärfen, 
die Kontrollen, Selbstkontrollen und, so- 
weit wie nötig, öffentlichen Kontrollen 
für die Unternehmen wirksamer zu ge- 
stalten und die Europäisierung zu errei- 
chen. Herr Kollege Brandt, es wäre eine 
große Aufgabe für die Sozialistische In- 
ternationale, die noch zögernden Part- 
nerländer in Westeuropa zu überzeugen, 
daß sie endlich den Stand erreichen soll- 
ten, den wir in der Bundesrepublik 
Deutschland haben und im Interesse der 
Umwelt weiter ausbauen wollen. 

Ich sage hier zum Schluß — ich wollte 
das an den genannten Feldern der Politik 
heute noch einmal deutlich machen —: 

Wir haben keinen Grund zur Selbstzufr'e' 
denheit. Wir wissen, wie groß die Aufgä* 
ben und die noch nicht gelösten Proble- 
me sind. Wir laden Sie, meine Damen 
und Herren der SPD, zu einem Wettbe- 
werb der Ideen ein. Wir sollten in den 
kommenden zwei Monaten in einen Wert' 
bewerb der Ideen und Argumente statt in 
einen Wettbewerb der Polemik und der 
Holzerei eintreten. Das ist meine Emp- 
fehlung hier. 

Aber wir glauben, daß wir auch den Grün- 
den, die wir in dieser Diskussion vorgetra- 
gen haben — Bilanzen, Fakten, program- 
matische Aussagen — auf einem guten 
Weg sind. Deswegen werben wir um das 
Vertrauen einer Mehrheit der Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland. 
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Norbert Blüm: 

Es zählen nicht Worte, 
sondern Taten 
Wir sind vier Jahre im Amt 

1986 — Die stärkste Preisstabilität 
seit 1953 

1986 — Die höchste reale Einkom- 
y^nssteigerung der Arbeitnehmer seit 

1986 — Die höchste reale Renten- 
ste«gerung seit 1978. 

^s zählen nicht Worte - 
js zählen Taten: 

1986 — Der prozentual geringste 
fastens der Staatsverschuldung 
selt 1969 

1986 — Die niedrigsten Zinsen 
seit 1978 

1986 — Die niedrigste Steuerquote 
Se,t 1972. 

^s zählen nicht Worte — es zählen Taten, 
ste   3n den Tatsacnen 'äßt sich am be- 
UnH r»er unterschied zwischen Regierung 
s   . °Pposition klarmachen. 
dpZinistische Umverteilungspolitik holt 

*n Bürgern erst klammheimlich Geld 
laut      Tascne — um es anschließend 
Wan   ^ zurückzugeben. Und dabei er- 
Von ? Sie nocn Dank und Anerkennun8 
en»     n Begünstigten, die ihre Begünsti- 
gen selber bezahlt haben. 
henHnder und Empfänger sind weitge- 
ünd  g,eich- Der Staat spielt Briefträger 
sich r.rwartet von den Bürgern, daß sie 
selb      die Zan,karte bedanken, die sie 
2ut e,i ^geschickt haben. Abgaben und 
sierf

llun8 sind als Kreisverkehr organi- 
Arh •    diesem Teufelskreis verlieren die 
Ohe

eitnenmer und Unternehmer die 
lier„rsicnt> was wem gehört. Und sie ver- 

en d»e Lust an der Arbeit dazu. 

Preisstabilität ist Sozialpolitik 
Unsere wichtigste Verteilungspolitik 
heißt: Preisstabilität. Inflation ist Umver- 
teilung gegen die Rentner und Arbeitneh- 
mer. 
Preisstabilität ist Verteilungspolitik ohne 
Formulare und Anträge, ohne Schalter und 
Genehmigungsbehörden. Preisstabilität ist 
lautlose Sozialpolitik. 
Die Rentner haben nichts von einer Ren- 
tenerhöhung, die Ihnen durch Preissteige- 
rung wieder aufgezehrt wird, und die Ar- 
beitnehmer haben nichts von einer Lohn- 
erhöhung, die von der Preissteigerung 
übertroffen wird. 
1986 haben wir den höchsten Zuwachs 
beim realen privaten Verbrauch seit 1977. 
Der Durchschnitts-Rentnerhaushalt hat 
gegenüber 1982 allein durch Preisstabili- 
tät die Kaufkraft für eine Jahresrechnung 
für Heizung und Strom gewonnen. 

Zinssenkung ist Investitionspolitik 
Zinssenkung ist unser wichtigstes Investi- 
tionsprogramm. Investitionen werden da- 
durch billiger. Die niedrigen Zinsen 1986 
sind gegenüber 1982 eine Kostenentla- 
stung von 40 Milliarden DM. 
Wo was investiert wird, entscheiden bes- 
ser private Unternehmen als staatliche 
Bürokratien. Bürokratien wissen nicht 
besser, was die Bürger brauchen, als die- 
jenigen, die dabei Geld verdienen wollen. 
Denn die überlegen in der Regel sorgfäl- 
tiger, wofür Geld ausgegeben wird, als 
Planungsbehörden, die das Geld nicht 
verlieren, wenn es falsch ausgegeben 
wird. 
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Zinssenkung ist unser 
Investitionsprogramm 
Es ist ein Investitionsprogramm ohne 
Formulare und Anträge, Schalter und Ge- 
nehmigungsbehörden. 

Der Unterschied 
Der Himmel der Sozialdemokraten muß 
ein Gebäude mit vielen Schaltern sein. 
Seine Eintrittskarte sind Formulare. Sein 
Gütezeichen ist der Stempel: Genehmi- 
gung. 
Die Grundentscheidung heißt: Papier 
und Behörden gegen Bürger und Initiati- 
ven. 
Das ist der Unterschied. Die SPD mit 
ihrem Vorzug für den Staatsapparat, wir 
mit unserer Vorliebe für den Staatsbürger. 
Dies freilich sind Vorfahrtsregeln. Wer in 
Schwierigkeiten ist, kann nicht im Stich 
gelassen werden. 
Ich verkünde nicht das Programm eines 
Nachtwächterstaates. Ich verkünde auch 
nicht die Politik einer Brutal-Marktwirt- 
schaft, sondern das Programm der Sozia- 
len Marktwirtschaft. Deshalb lassen wir 
Kohle und Stahl nicht im Stich und ge- 
ben 1987 rund 5XA mal soviel für Anpas- 
sungsbeihilfen aus wie 1982. Auch bei 
Werften und beim Bau haben wir den 
Strukturwandel sozial abgestützt. 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 
Unsere Sozialpolitik überläßt die Arbeits- 
losen nicht ihrem Schicksal. 600000 neue 
Arbeitsplätze seit Herbst 1983; die Regie- 
rung Schmidt verlor 800000 Arbeitsplätze 
in ihren letzten beiden Jahren. Neue Ar- 
beitsplätze sind die beste Politik für Ar- 
beitslose, und unsere Arbeitsmarktpolitik 
legt nicht die Hände in den Schoß. 
1986 —• Die höchsten Teilnehmerzahlen 
an beruflichen Qualifizierungsmaßnah- 
men seit Verabschiedung des Arbeitsför- 
derungsgesetzes. 
1986 — Die höchste Zahl von Beschäftig- 

ten in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
seit je. 
1986 — Die höchsten Ausgaben für akti- 
ve Arbeitsmarktpolitik seit Bestehen der 
Bundesrepublik. 
Es zählen nicht Worte — es zählen Taten- 
1986: 11,5 Mrd. für Arbeitsmarktpolitik, 
1982: 6,8 Mrd. für Arbeitsmarktpolitik. 
Selbst ein Mathematiklehrer, der der 
GEW angehört, muß zugeben, daß 11,5 
mehr als 6,8 Mrd. sind. Daß diese Regie- 
rung mehr für die Arbeitslosen tut als die 
sozialdemokratische Vorgängerin. 

Arbeitszeit 
Wir haben den Arbeitsmarkt entlastet 
durch 
• ein Vorruhestandsgesetz. Zur Zeit gibt 
es rund 62000 Vorruheständler. Das ist 
ein handfester Beitrag zur Arbeitszeitver- 
kürzung, nämlich zur Verkürzung der Le- 
bensarbeitszeit. 
• Erziehungsurlaub mit Arbeitsplatzga- 
rantie. Das ist nicht nur eine familienpo'1' 
tische Tat, sondern auch eine Lebensar- 
beitszeitverkürzung. Im Oktober haben 
143 000 Mitbürger Erziehungsurlaub mit 
Arbeitsplatzgarantie in Anspruch genofl1' 
men. 
• Förderung der Teilzeitarbeit durch ver- 
stärkten arbeitsrechtlichen Schutz. Teil- 
zeitarbeit ist auch eine Arbeitszeitform 
mit weniger Arbeitszeit als bisher üblich- 
Rund eine viertel Million Arbeitslose 
sucht gar keine Vollerwerbsstelle, son- 
dern einen Teilzeitarbeitsplatz. 
• Rückkehrförderung von ausländische 
Arbeitnehmern. 300000 ausländische M'*' 
bürger sind auf diese Weise freiwillig ,n 

ihre Heimat zurückgekehrt. 

Befristete Arbeitsverhältnisse 
als Brückenbau 
Wir haben das Arbeitsrecht überprüft, d 

mit es nicht wie eine Festungsmauer um 
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die Erwerbsgesellschaft wirkt, sondern ei- 
ne Brücke in die Arbeit ist. 
Die erweiterte Ermöglichung von befri- 
steten Arbeitsverträgen ist Einstiegshilfe 
Jn die Arbeit. Die IG Metall berichtet 
nach einer Befragung von über 5 000 Be- 
triebsräten, daß 60 Prozent der befristeten 
Arbeitsverträge inzwischen schon in un- 
befristete überführt wurden. Wenn man 
bedenkt, daß unter den übrigen 40 Pro- 
zent auch noch weitere Übernahmen in 
unbefristete Arbeitsverhältnisse stattfin- 
den und ein Teil der befristeten Verträge 
nur als kurzfristige Aushilfe, ohne 
Wunsch auf Daueranstellung abgeschlos- 
sen war, dann ist das IG-Metall-Ergebnis 
ein Rekord. Eine Bestätigung unserer Po- 
ntik. (Das IG-Metall-Ergebnis ist über 
den Verdacht erhaben, es sei zugunsten 
v°n Norbert Blüm geschönt.) 
Nach einer Untersuchung der Gewerk- 
schaft Textil-Bekleidung sollen dort so- 
gar 75 % übernommen werden. 
Auch die Überstunden sind zurückgegan- 
gen auf 1985: 1,5 Mrd. (1970: 3,5 Mrd.). 

*ch bin überzeugt, auch hier hat das Be- 
schäftigungsförderungsgesetz geholfen. 
Arbeitszeit, Arbeitsrecht, Arbeitsmarktpo- 
Jjtik, Qualifikation: Alles muß dem Ar- 
beitslosen helfen. Das wichtigste für Ar- 
beitslose ist, wieder Arbeit zu finden. Ein- 
teilen so früh wie möglich. Einstellen 
Jetzt. Facharbeitermangel und Qualifizie- 
rungsdefizite sind kein Alibi für Einstel- 
nngsverweigerung. Facharbeiter fallen 

nicht vom Himmel. Sie müssen ausgebil- 
et werden. Arbeitslose müssen eingear- 
eitet und qualifiziert werden. Die Ar- 

. eitslosen selber müssen mitmachen. Nur 
n einer gemeinsamen großen Anstren- 

gung kommen wir der Vollbeschäftigung 
anritt für Schritt näher. 

a    fordere die Unternehmer auf, nicht nur 
neue Maschinen zu denken, sondern 

Ucn fur Arbeitnehmer zu sorgen, die diese 

Maschinen beherrschen können. Moderni- 
sierung ist Investieren plus Qualifikation. 
Sozialer Schutz 
Auch den sozialen Schutz der Arbeitslo- 
sen haben wir verbessert: 
1. Das Arbeitslosengeld für die Älteren 
wurde verlängert. Wir werden es noch 
einmal verlängern. 
2. Die jugendlichen Arbeitslosen wurden 
wieder in die Krankenversicherung und 
das Kindergeld einbezogen. 
3. Für die Arbeitslosenhilfe wurde der 
Ehegattenfreibetrag verdoppelt. 
Wir mußten sparen. Aber wir haben nicht 
nur gespart. 
Zwei Mrd. umfassen die Leistungsein- 
schränkungen in der Arbeitslosenversiche- 
rung. Das ist viel. Aber 3,4 Mrd. betragen 
die Leistungsverbesserungen in der Ar- 
beitslosenversicherung. Das ist mehr. 
Sparen heißt auch Gestalten. Also dort 
sparen, wo möglich, um dafür Geld zu er- 
halten, wo nötig. Wir haben gespart bei 
Arbeitslosen ohne Kinder und mehr aus- 
gegeben für die Dauerarbeitslosen, um 
ihnen so lange wie möglich Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe zu ersparen. 

Sozialabbau? 
Die SPD polemisiert gegen das Sparen, 
aber sie hat den Sparzwang ausgelöst 
durch eine Ausgabenpolitik, die zwar be- 
stellte, aber nicht bezahlte. 
Wer uns Sozialabbau vorwirft, der muß 
zuvor dafür sorgen, daß im eigenen Haus 
alles in Ordnung ist. Welches Haus also 
sollen wir nehmen zum Test für die 
Glaubwürdigkeit der SPD-Vorwürfe? 
Ich schlage vor: NRW. 
NRW belastet die Familien rigoros: Er- 
höhte Kindergärtenbeiträge. Belastung 
der Familien von 1982 bis 1985 in Höhe 
von 305 Millionen DM. 
NRW läßt die Jugendlichen hängen: Zwi- 
schen 1980 und 1985 wurden der Jugend- 
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arbeit in Nordrhein-Westfalen 395 Mil- 
lionen DM entzogen. 
NRW stellt Alte und Behinderte ins Ab- 
seits: 
Die Mittel für die Altenhilfe und Behin- 
derteneinrichtungen wurden von 1980 auf 
1986 halbiert. 
NRW läßt die Krankenhäuser notleidend 
werden: Kürzung der Mittel für Baumaß- 
nahmen von 600 Millionen DM in 1985 
auf 450 Millionen DM in 1986. 
NRW kürzt beim sozialen Wohnungsbau: 
Während das 1985 verkündete mehrjähri- 
ge Wohnungsbauprogramm für 1986 
noch die Förderung von 29 120 Wohnun- 
gen vorsah, werden es tatsächlich nur 
14 170 Wohnungen sein. 
Insgesamt wurden im nordrhein-westfäli- 
schen Sozialhaushalt seit 1980 Soziallei- 
stungen von 1,8 Milliarden DM zusam- 
mengestrichen. 
Und jetzt die Preisfrage: Wer regiert in 
NRW? Johannes Rau und die SPD. Und 
wer will in Bonn regieren: Johannes Rau 
und die SPD. 

Ich schlage vor, die SPD erledigt zuerst 
ihre Hausaufgaben in Düsseldorf, bevor 
Johannes Rau uns Nachhilfeunterricht in 
Bonn geben will. 

Sparen für Arbeitnehmer 
Wir sparen nicht für Herrn Flick, sondern 
für Millionen von Beitragszahlern, näm- 
lich die Arbeitnehmer, und die sind be- 
kanntlich keine Millionäre. 
Die Nettolöhne stiegen von 1970 bis 1982 
um 112 %, die öffentlichen Sozialleistun- 
gen aber um 210 %. Wenn die Abgaben 
aber schneller steigen als die Löhne, ist es 
nur eine Frage der Zeit, wann die Abga- 
ben so hoch wie die Löhne sind. Dann 
können wir statt Lohn Krankenscheine 
ausgeben und unsere Brötchen auf Kran- 
kenschein beziehen. 

Die Rente ist sicher 
Wir mußten die Rentenversicherung vor 
dem Zusammenbruch bewahren. Und 
jetzt steht das Rentenhaus wieder auf si- 
cherem Fundament. Wir werden die Re- 
novation der Rentenversicherung mit der 
gebotenen Entschiedenheit angehen, kön- 
nen dies aber ohne Einsturzgefahr mit 
Ruhe und Gelassenheit tun, Hektik ist für 
solide Rentenpolitik Gift. Die Rente ist 
wieder sicher, das bestätigen alle Fach- 
leute. Das Geld in der Rentenkasse 
nimmt wieder zu. 
Anpassung des Rentensystems heißt 
nicht Abriß des guten alten Rentenhau- 
ses, sondern nur Umbau. Aus einer lohn- 
und beitragsbezogenen Versicherung 
wird kein Fürsorgesystem. Rente bleibt 
Rente. Sie ist kein Altersalmosen, sie ist 
Alterslohn. 

Hinterbliebenenreform 
Wir waren in der Rentenversicherung 
nicht nur als Reparaturschlosser unter- 
wegs, sondern haben neue Strukturen in- 
stalliert. 
Witwer und Witwen sind gleichgestellt. 
Unsere Hinterbliebenenreform, hat die 
Zustimmung der Frauenverbände und 
der Gewerkschaften gefunden. Sie ist so- 
zial rücksichtsvoll, frauenfreundlich und 
praktikabel. 

Kindererziehungszeiten 
Wir haben Kindererziehung zum ersten 
Mal in der Rentenversicherung aner- 
kannt. Endlich nach 100 Jahren Renten- 
versicherung geschieht den Müttern 
Recht in der Rente. 
Kindererziehungszeiten in der Rente — 
das ist ein Jahrhundertgesetz: 
Schon innerhalb der ersten 10 Monate 
der Geltung dieses Rechts haben rund 
273 000 Frauen von der Neuregelung pr0' 
fitiert. 50000 Mütter erhalten dadurch 
erstmals überhaupt einen eigenen Ren- 
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tenanspruch. Die durchschnittliche Ren- 
tensteigerung durch Kindererziehungszei- 
ten beträgt 54,40 DM im Monat! 
Bis 1990, also innerhalb der nächsten vier 
Jahre, haben 5,3 Millionen Mütter den 
Nutzen von der Neuregelung. 5,3 Millio- 
nen Frauen, die von der SPD nur Worte 
gehört hatten, aber nie ein Etat. Bis 1990 
w'rd unser Gesetz 10 Mrd. DM gekostet 
haben. 
Die sozialdemokratischen Nichtstuer 
werfen uns jetzt vor, wir würden zu wenig 
tun. Die Nachzügler maskieren sich als 
vorreiter. Selbst in ihrem neuen Gesetz- 
entwurf haben die Sozialdemokraten 
700000 Mütter vergessen, die nicht in der 
Rentenversicherung oder Kriegsopferver- 
sorgung sind. Und zwar endgültig ausge- 
flossen — nicht stufenweise, sondern 
stufenlos. 
Es bleibt vor der Tür die Witwe eines 
Beamten ohne eigenen Rentenanspruch, 
Und wenn sie 10 Kinder erzogen hat. Es 
"leibt ausgeschlossen die Frau eines Selb- 
ständigen ohne Rente. Was ist daran ge- 
weht oder auch nur sozial? 
Wir haben die Gerechtigkeit nicht auf 
^nmal schaffen können, nachdem die 
^pD 13 Jahre nichts gemacht hat. Das 
ideal gibt es in der Sozialpolitik nur 
schrittweise. Nur Revolutionäre verspre- 
chen das Ganze und gehen aufs Ganze. 
Das Ideal ihrer Träume wird mit Trüm- 
niern der Realität bezahlt. 
Wir beginnen mit den jüngeren Müttern, 

enn die Kinder, die heute geboren wer- 
jten, sollen ihre Mutter behalten können. 
üie Mutter von heute soll nicht mit Rück- 
S'cht auf Renteneinbußen morgen zur Er- 

erbsarbeit gezwungen sein. 
^r Zugang zu den Erziehungszeiten ge- 

dieht auch für die Jüngeren schrittwei- 
e> nämlich jahrgangsweise: Immer mit 

40O1 Jahr des Rentenzugangs. 300000 bis 
0000 werden das jeweils in den körn- 

enden Jahren sein. 

Die älteren Mütter, die schon in Rente 
sind, holen wir in vier Schritten in die 
Anrechnung auf Kindererziehungszeiten. 
Schon 1987, im ersten Schritt, werden 1,1 
Millionen Mütter der älteren Generation 
die Kindererziehungszeiten zum ersten 
Mal in Anspruch nehmen können. 
Schrittweise gerecht ist besser als 13 
SPD-Jahre Stillstand im Unrecht. 

Kriegsopfer 
Die Kriegsopfer sind nicht nur von be- 
sonderen Sparopfern ausgenommen wor- 
den, es hat auch wichtige Leistungsver- 
besserungen gegeben. Ich nenne einige 
Beispiele: 
• Schwerbeschädigte mit einer Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit um 50 oder 
60 Prozent erhalten zukünftig eine Aus- 
gleichsrente wie bei einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von 70 Prozent. Das be- 
deutet eine Anhebung der Gesamtversor- 
gung um bis zu 143 DM monatlich. Au- 
ßerdem erhalten viele Betroffene durch 
die Neuregelung überhaupt erst eine Aus- 
gleichsrente. 
Rund 15000 Schwerbeschädigte erhalten 
so höhere Leistungen. 
• Der Berufsschadensausgleich und der 
Schadensausgleich für Witwen — beides 
Leistungen zum Ausgleich eines entschä- 
digungsbedingten Einkommensverlustes 
— werden um 6,25 Prozent erhöht. Für 
den einzelnen kann sich daraus eine Lei- 
stungserhöhung von mehr als 100 DM im 
Monat ergeben. Insgesamt eine Verbesse- 
rung für rund 200000 Versorgungsberech- 
tigte. 
• Fast 7000 ältere Menschen profitieren 
von den erweiterten Möglichkeiten, eine 
Kapitaiabfindung der Grundrente zu er- 
halten. 
• Die Bundesregierung hat wichtige Lei- 
stungen der orthopädischen Versorgung 
verbessert. Vor allem die Geldleistungen 
— etwa Zuschüsse für Anschaffung und 
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behindertengerechte Ausstattung von 
Kraftfahrzeugen — werden zum 1. Janu- 
ar 1987 um durchschnittlich 35 Prozent 
erhöht. 
Außerdem wird die Versorgung mit Hilfs- 
mitteln — zum Beispiel Rollstühlen — 
ausgeweitet und verbessert. 
100000 Betroffene haben den Nutzen von 
diesen Leistungsverbesserungen. 

Eigentum in Arbeitnehmerhand 
Soziale Sicherheit ist ein hohes Gut des 
Sozialstaates. Aber nirgendwo steht ge- 
schrieben, sie sei lediglich eine staatliche 
oder kollektive Aufgabe. In einer mündi- 
gen Gesellschaft tritt Eigenvorsorge ne- 
ben die öffentlich-allgemeine Sicherung. 
Das bevorzugte Instrument der Eigenvor- 
sorge ist Eigentum. Eigentum in unserem 
Verständnis ist nicht eine Spezialität der 
Kapitalisten, sondern ein Recht der Ar- 
beitnehmer. Wir schlagen mit Eigentum 
in Arbeitnehmerhand zwei Fliegen mit ei- 
ner Klappe. Eigentum für alle ist Über- 
windung von Kapitalismus und Sozialis- 
mus. 
Kapitalismus heißt, daß nur wenige Ei- 
gentum besitzen. Und Sozialismus legt es 
darauf an, daß niemand Eigentum er- 
wirbt. Weder wenige noch niemand, son- 
dern alle sollen Eigentum besitzen: Das ist 
unser Programm. 
Die Bürger sollen nicht nur Arbeitneh- 
mer, sondern auch Kapitalgeber sein. Ar- 
beit und Kapital werden so ihres Klassen- 
charakters entkleidet und zu Funktions- 
bezeichnungen. Trotz Haushaltskonsoli- 
dierung sind wir auch bei der Eigentums- 
bildung in Arbeitnehmerhand ein Stück 
auf dem Weg zu unserem Ziel weiterge- 
kommen. 
• Inzwischen halten 1,1 Mio. Arbeitneh- 
mer 14,2 Mrd. DM Beteiligungskapital. 
1983 waren es nur 770000 Mitarbeiter, 
die 5,5 Mrd. DM Beteiligungskapital hiel- 
ten. 

• Innerhalb von knapp 3 Jahren stieg 
die Zahl der Verträge über den Erwerb 
von Aktienfonds-Anteilen mit vermö- 
genswirksamen Leistungen von nahe 
Null auf über 130000. 
• Die Zahl der an ihrer Firma beteiligten 
Arbeitnehmer stieg seit 1984 mit jährlich 
50000 doppelt so stark wie vorher. 
• Nach dem alten 624-Mark-Gesetz be- 
trug die staatliche Förderung maximal 
206 DM jährlich, nach dem neuen Gesetz 
bis zu 560 DM im Jahr. Ein Arbeitneh- 
mer, der diese Förderung 6 Jahre lang 
voll nutzt, kann aus 7324 DM eigenen 
Mitteln 14135 DM Kapital machen. 
• Bis heute gibt es schon 21 Tarifverträ- 
ge über vermögenswirksame Leistungen, 
die den Aufstockungsbetrag von 624 auf 
936 DM für Vermögensbeteiligungen nut- 
zen. 

Ausblick 
Sozialpolitische Alternativen haben nicht 
nur mit Mark und Pfennig etwas zu tun. 
Auch die Sozialpolitik muß eine Antwort 
geben auf die Frage, wie die Welt von 
morgen aussehen soll, und welche Welt 
wir unseren Kindern hinterlassen wollen- 
Ich wünsche mir eine Gesellschaft, in der 
nicht die Langeweile einer perfekten Ver- 
waltung herrscht und in der die Men- 
schen mit ihrem eigenen Willen auch ihre 
Freiheit verloren haben. 
Ich wünsche mir aber auch eine Welt, in 
der niemand vergessen wird. Ich wünsche 
mir eine Gesellschaft, welche die Fehler 
des Individualismus wie des Kollektivis- 
mus vermeidet. Zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus liegt die Gesellschaft, 
die wir uns wünschen. Der Staat darf und 
der einzelne kann nicht alles. Deshalb 
muß die Balance zwischen Eigen- und 
Mitverantwortung immer neu eingepen- 
delt werden. Wir brauchen ein neues 
Gleichgewicht der Eigen- und Mitverant- 
wortung. 
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J~s gibt Not auch in unserem Sozialstaat. 
*°er ein Massenelend gibt es nicht. Wir 
JJhlen zu den Bessergestellten dieser 

elt. Manche Diskussion im eigenen 
and muß auf die Armen der Erde wie 

, as Gezänk saturierter Privilegierter wir- 
en. Aber unsere Solidarität mit den Ar- 

Jnen der Welt ersetzt nicht die Anstren- 
|VnS für Gerechtigkeit im eigenen Land. 

e relativiert jedoch manche Aufregung 
n,erzulande. 

rbeit für alle, Schutz unserer Umwelt, 
Haltung der sozialen Sicherheit — das 

Saushalt 1987 in Zahlen 

bleiben auch die Aufgaben unseres Sozial- 
staates. 
Für selbstzufriedene Behäbigkeit gibt es 
so wenig Grund wie für modische Kata- 
strophenstimmung. Wir nehmen die Her- 
ausforderung an. Zu ihrer Bewältigung 
bedarf es der Anstrengung aller und der 
Zusammenarbeit von Gewerkschaften 
und Arbeitgebern, Parteien und Regie- 
rung. 
Wir leben zwar nicht in der besten aller 
denkbaren Welten, aber im besten aller 
Staaten, die unsere Geschichte kannte. 

esamtausgaben in Mrd. DM 
^nahme in v. H. 
^hereinnahmen 
°undesbankablieferung 
i^erschuldung 

Ein 

1986 
Soll 

263,5 

211,8 
12,5 
23,7 

1987 
RegE 

271,0 
+ 2,9 
221,3 

7,0 
24,3 

Veränd. 1987 
HHA 

-2,5 

-0,8 

-2,0 

Soll 

268,5 
+ 1,9 
220,5 

7,0 
22,3 

2elplanübersicht - in Mio. DM - 

Leeres 
ganzen 
.Ortschaft 
rjdwirtschaft 
vJru !tL

und Sozi*les Verkehr 
yerteidigung 
Ju|end, Familie, 
grauen, Gesundheit 

*l*h Naturschutz, 
Wjl   Jtorsicherheit 
Wm      tliche Zusammenarbeit 

«mordnung, Bauwesen, 
Inn        bau 

p0KoKeutsche Beziehungen 
BiirtlT un« und Technologie 
Bu"

Un8 und Wissenschaft 
v"ndesschuld 

^^u^ne^Finanzverwaltung 

1986 
Soll 

1987 
RegE 

3467,7 
3465,6 
4771,7 
6924,2 

58489,9 
25411,9 
49911,1 

18214,2 

358,6 
6787,2 

5799,6 
769,1 

7410,8 
4057,8 

34158,6 
9550,1 

17379,0 

3716,7 
3 543,2 
5612,3 
7888,9 

59546,8 
25 588,0 
51300,0 

19023,6 

429,5 
6975,0 

6019,2 
809,5 

7560,0 
3957,7 

35090,7 
9522,5 

17 550,3 

Veränd. 1987 
HHA 

+ 79,0 
-2,2 

+ 219,7 
+ 18,1 

-552,0 
+ 95,6 

-447,6 

-33,5 

+ 33,8 
-34,6 

+173,6 
+ 0,2 

-24,4 
-0,1 

-930,0 
-50,0 

-990,9 

Soll 

3795,7 
3 541,0 
5832,0 
7907,0 

58994,8 
25683,7 
50852,4 

18990,1 

463,3 
6940,3 

6192,8 
809,7 

7 535,6 
3957,6 

34160,7 
9472,5 

16559,4 
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Walter Wallmann: 

Die Schwerpunkte unserer 
zukünftigen Umweltpolitik 
Der Haushalt des Bundesumweltmini- 
stern! ms sieht 518 Mitarbeiter vor. 
Das sind 229 Mitarbeiter mehr, als 
bisher für diese Aufgaben in den Bun- 
desressorts zur Verfügung standen. 
Diese Steigerung um fast 80 Prozent 
unterstreicht mehr als viele Worte den 
politischen Willen, der hinter der Or- 
ganisationsentscheidung des Bundes- 
kanzlers vom Juni dieses Jahres steht. 

Der Personalbestand des Umweltbundes- 
amtes in Berlin konnte ebenfalls deutlich, 
nämlich um 25 Stellen, erhöht werden. 
Damit ist die Verwirklichung des Stufen- 
plans für einen mittelfristigen personellen 
Ausbau des Amtes eingeleitet worden. 

Wesentliche Verbesserungen konnten 
auch bei der Ausstattung des Ministe- 
riums und des Geschäftsbereichs mit 
Sachmitteln erreicht werden. Das Haus- 
haltsvolumen wurde gegenüber dem Re- 
gierungsentwurf um 33 Mio. DM auf 463 
Mio DM aufgestockt. Das entspricht ei- 
ner Erhöhung um rund 8 Prozent. 

Mit dem Haushalt 1987 sind die Voraus- 
setzungen für die Fortsetzung einer er- 
folgreichen umweltpolitischen Arbeit im 
nächsten Jahr geschaffen. 

Neue und wachsende Aufgaben im Um- 
weltschutz werden auch in den kommen- 
den Haushaltsjahren finanzielle Konse- 
quenzen für den Bundeshaushalt fordern. 

Allerdings, wäre es ein Fehlschluß zu 
glauben, das umweltpolitische Engage- 
ment der Bundesregierung und die um- 
weltpolitischen Wirkungsmöglichkeiten 
könnten an der Höhe des Haushaltsvolu- 

mens des Umweltschutzressorts gemesse11 

werden. 
Die Bundesregierung setzt mit ihrer Um- 
weltpolitik letztlich nur den Handlungs- 
rahmen zur Durchsetzung des Umwelt- 
schutzes. Die Vollzugsaufgaben liegen 
fast ausschließlich in der Zuständigkeit 
der Länder. 

Die Umweltpolitik der Bundesregierung 
orientiert sich am Verursacherprinzip- 
Das heißt: Die Verantwortlichkeit der 
Verursacher von Umweltbelastungen da 
nicht auf die Allgemeinheit abgewälzt 
werden. 

Finanzielle Investitionshilfen kommen 
daher für die Bundesregierung nur inso- 
weit in Betracht, als sie die wirtschaftl»" 
ehe Verantwortlichkeit des Verursacher» 
nicht in Frage stellen. 

Geeignete Förderungsinstrumente in d> 
sem Sinne sind zinsgünstige Kredite ufl 
steuerliche Sonderabschreibungen. H>e 

hat die Bundesregierung erhebliche Er- 
folge vorzuweisen. 

Allein die zinsgünstigen Kredite, die vo 
ERP-Sondervermögen und von den Ba . 
ken des Bundes für Umweltschutzinves 
tionen vergeben werden, erreichen im    . 
Jahre 1986 eine Größenordnung von m 
Milliarden DM. 
Die nach der Sonderabschreibungsrege 

lung des § 7 d Einkommensteuergesetz 
höhten abschreibungsfähigen Umwelt- 
schutzinvestitionen sind als Folge der 
Umweltpolitik dieser Regierung im Ja 

1985 auf über 3,8 Milliarden DM ange- 
stiegen. 
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•« Umweltpolitik der Bundesregierung 
e«t sicher, daß diese positive Entwick- 

"••»g auch in Zukunft anhält. 

v.le Bundesregierung hat in den letzten 
auR Jahren mit Mut und Entschiedenheit 

"erordentlich anspruchsvolle Umwelt- 
^ndards durchgesetzt — gegen Wider- 

• ande aller Art. Das Kraftwerksunglück 
gi..     .Sowjetunion und das Chemieun- 
Hch* 'n der Scnweiz haben uns überdeut- 
^ « vor Augen geführt: Das Leben in un- 
si 

rer hochtechnisierten, hochindustriali- 
re

ert^n Welt bringt — neben unschätzba- 
. n Vorteilen — ernste Risiken für 
lensch und Umwelt mit sich. 

b «sere Aufgabe heute und in Zukunft 
in d    esdaher' die Industriegesellschaft, 

er wir leben, so zu gestalten, 
aß (Jie natürlichen Lebensgrundlagen 

gehont werden und 
,    aß die Menschen in ihr auf Dauer ein 

manes Leben führen können. 
*e räumliche und zeitliche Reichweite 

grQnScnlicnen Handelns ist heute weit 
"er als in der Vergangenheit. Die Er- 

WHSe VOn Tschernobyl und Basel ha- 
das jedermann deutlich gemacht. 

hemAntWort der Umweltpolitik darauf 
ö. üt Unweitvorsorge: 
Gru°

Undesregierung hat entsprechende 
vors     

ä?e in ihren »Leitlinien Umwelt- 
tenir?r^e" ^est8eschrieben, die sie im Sep- 
hat £

er dieses Jahres vorgelegt hat. Sie 
nac. ereits m dieser Legislaturperiode da- 
aüc, gehandelt. Umweltvorsorge wird 
der, r

ln 2ukunft das zentrale Anliegen 
umweltpolitik sein. 

t|ge    ' 
e«nige Schwerpunkte unserer künf- 

i j   Un,weltpolitik darstellen. 

Wtr 
en letzten vier Jahren stand die 

We|tD
e,n .a,tung im Zentrum unserer um- 

gehst        nen Anstrengungen. In den 
Von   en Janren geht es vor allem um den 
nat(jri-8" DaDei sind die Verursacher und 

llcn die Bundesländer in der Pflicht. 

Die Bundesregierung wird ihre Anstren- 
gungen fortsetzen, die anspruchsvollen 
Standards, die bei uns gelten, soweit wie 
möglich auch international durchzuset- 
zen. 

Das gilt in besonderem Maße für die EG. 
Die Sitzung des Umweltministerrates der 
EG in dieser Woche hat gezeigt, daß dies 
nach wie vor ein hartes Stück Arbeit ist. 
Wichtige Impulse hoffe ich insoweit vom 
Europäischen Umweltjahr, das der Euro- 
päische Rat für 1987 ausgerufen hat. Wer 
mehr Umweltschutz in Europa will, muß 
das Bewußtsein für die Umweltprobleme 
europaweit schärfen und in allen europäi- 
schen Ländern danach handeln. 

2. Ein weiterer Schwerpunkt ist der Ge- 
wässerschutz, dessen herausragende Be- 
deutung das Brandunglück von Basel uns 
eindringlich vor Augen geführt hat. 
Aufgabe der nächsten Jahre ist es, die mit 
den Novellen zu'den Wassergesetzen ein- 
geleitete Vorsorgepolitik im einzelnen 
durchzusetzen. Vorrangiges Ziel ist die 
Verminderung gefährlicher Stoffe nach 
dem Stand der Technik, vor allem auch 
zum Schutz des Grundwassers. 

3. Eine besondere Bewährungsprobe für 
unsere moderne Industriegesellschaft ist 
die Bewältigung der Abfallprobleme. Ich 
sehe darin auch einen Prüfstein für die 
Kooperationsbereitschaft und -fähigkeit 
unserer Wirtschaft. 
Ich sage es in aller Klarheit: Wer nicht 
freiwillig mitzieht, muß damit wissen, 
daß die im neuen Abfallgesetz vorgesehe- 
nen schärferen Maßnahmen angewendet 
werden. 
Einen ersten Maßnahmenkatalog habe 
ich bereits vorgelegt: Durch einschnei- 
dende Zielvorgaben und Verordnungen 
sollen bestimmte Schadstoffe im Haus- 
müll drastisch reduziert und die Abfall- 
mengen bei Getränkeverpackungen und 
Altpapier erheblich abgebaut werden. 
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Mit der Erarbeitung der TA Abfall wird 
darüber hinaus ein ganz neues Hand- 
lungsfeld in Angriff genommen. Die Be- 
wältigung dieser schwierigen Aufgabe 
wird in der 11. Legislaturperiode ein zen- 
trales Thema der Umweltpolitik sein. 

4. Schwerpunkt der Umweltpolitik in den 
kommenden Jahren wird auch der Boden- 
schutz sein. 
Die Bundesregierung hat in dieser Legis- 
laturperiode mit ihrer Bodenschutzkon- 
zeption Neuland betreten. Die Umset- 
zung erfolgt in enger Zusammenarbeit 
mit den Ländern. Vorgesehen ist ein ge- 
meinsamer Maßnahmenkatalog zum 
Schutz des Bodens. Die Arbeiten hierzu 
sind weit fortgeschritten. 
Diese Maßnahmen betreffen die stoffli- 
chen Einwirkungen auf Boden und 
Grundwasser, Altlasten sowie die 
Flächeninanspruchnahme durch unter- 
schiedliche Nutzung. Der Maßnahmen- 
katalog zum Bodenschutz liegt der Um- 
weltministerkonferenz im kommenden 
Frühjahr zur Verabschiedung vor. 

5. Das Naturschutzrecht muß in der kom- 
menden Legislaturperiode weiterentwik- 
kelt werden. 
Ich habe es hier schon vor einigen Wo- 
chen gesagt: Die Artenschutznovelle ist 
nur ein erster Schritt. 
Ich bin den Mitgliedern des Haushalts- 
ausschusses dankbar, daß sie für den Na- 
turschutz eine ganz bedeutende Erhö- 
hung der Mittel, nämlich um 73 Prozent 
vorgesehen haben. 

6. Die Erfahrungen im Zusammenhang 
mit dem Großbrand im Schweizer Che- 
mieunternehmen Sandoz haben deutlich 
gemacht, daß es nicht ausreicht, strenge 
Umweltschutzanforderungen für den ord- 
nungsgemäßen Betrieb von Industrieanla- 
gen durchzusetzen. Ebenso wichtig ist die 
Störfallvorsorge. 

Im Rahmen der organisatorischen Gesta'' 
tung des Bundesumweltministeriums ha' 
be ich für die Aufgabe Störfallabwehr 
und -Vorsorge ein gesondertes neues Re* 
ferat vorgesehen. Ich bin Ihnen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren vom 
Haushaltsausschuß, dankbar, daß ich 
hierfür ab 1987 auch die notwendige pef' 
sonelle Verstärkung erhalten werde. 

7. Der Schutz vor gefährlichen Stoffen 
muß im Sinne der Umweltvorsorge im 
frühestmöglichen Zeitpunkt — und nie«1 

erst im Störfall — einsetzen. 
Dies ist bei allen neuen Chemikalien das 
erstmalige Inverkehrbringen. Das recht!1' 
ehe Instrumentarium dafür ist vorhan- 
den. Für meinen Geschäftsbereich sind e 
neben dem Chemikaliengesetz das gerao 
beschlossene neue Wasch- und Reini- 
gungsmittelgesetz und wichtige Teile de 
neuen Pflanzenschutzgesetzes. 

Das Pflanzenschutzgesetz und das 
Wasch- und Reinigungsmittelgesetz übe 

tragen dem Umweltbundesamt wichtige 

neue Aufgaben. Der Bundeshaushalt 
1987 trägt dem durch Ausweisung von 
10 neuen Stellen Rechnung. 

Ich möchte aber schon hier mit aller 
Deutlichkeit feststellen, daß ich im vor- 
sorgenden Gesundheits- und Umwelt- 
schutz zukünftig weitere Stellenverstär- 
kungen für erforderlich halte. Denn vor 
uns liegt die große Aufgabe, auch alle a 

ten auf dem Markt befindlichen Stoffe s> 
stematisch zu erfassen, zu bewerten un 
je nach Gefährlichkeit einzustufen, zu 

kennzeichnen, zu beschränken oder zu 

verbieten. 
Unsere moderne Industriegesellschatt 
wird nicht zuletzt daran gemessen, wie 
mit dem Gefahrenpotential chemische 
Stoffe fertig wird. Ich halte darum das 
Thema Chemikalien auf Dauer für eine 
Schwerpunkt vorsorgender Umwelt- 
politik. 
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]»• Eine zentrale Aufgabe auch in den 
kommenden Jahren ist der Strahlen- 
Schutz. Mit dem Strahlenschutzvorsorge- 
§esetz, das der Deutsche Bundestag in 
der nächsten Woche abschließend bera- 
en will, wird auf diesem Gebiet ein ent- 

scheidender Fortschritt erzielt. 
c» bin dem Haushaltsausschuß dankbar 
afür, daß er trotz der äußerst knappen 
eratungszeit die finanziellen Vorausset- 
Ungen für eine zügige Umsetzung dieses 

v°rhabens geschaffen hat. 

ch habe bereits eine Sachverständigen- 
kommission eingesetzt, die auf wissen- 
schaftlicher Grundlage unter Beteiligung 

er Länder möglichst schnell praxis- 
&erechte Empfehlungen ausarbeiten soll. 

• Zum Thema Reaktorsicherheit im Rah- 
men der Haushaltsberatungen ebenfalls 
J!Ur wenige Worte. Ich darf auf die um- 
assende Unterrichtung der letzten Mona- 
e' msbesondere auf den zusammenfas- 
sen Bericht der Bundesregierung vom 
«• November 1986 verweisen, der Ihnen vorliegt. 

e Von der Bundesregierung in der Fol- 
sf h°n Tscnernobvl in Gan8 gesetzten 
seh   rheitStechnischen Prüfun8en deut" 
ja!jer Kernkraftwerke sollen im Laufe des 

res 1987 abgeschlossen werden. 

^le Bundesregierung hat sich darüber 
de

naus bereiterklärt, die Sicherheit der 
t{ Utschen Kernkraftwerke auch interna- 

na' überprüfen zu lassen. 

rer'r müssen es schaffen, die Risiken, unse- 
re   n.dustnegesellschaft zu verringern, 
bj e?'st eine große Herausforderung. Ich 
bah .   2eu8t: w'r können sie bestehen. 
Se„ 

ei müssen alle Kräfte in unserer Ge- 
kan    •*" konstruktiv mitwirken. Niemand 
steh? S'Ch aus dieser Veranrwortung fort- 

n,en. Wir alle stehen hier in der Pflicht. 

Größter Zuwachs 
an Kaufkraft seit 1970 
Es geht zwar schon seit 1983 wieder auf- 
wärts mit den privaten Verbrauchsausga- 
ben. Aber richtig zu Buche schlägt erst das 
laufende Jahr (unser Schaubild). Das 
Wirtschaftsministerium rechnet damit, daß 
die privaten Haushalte 60 Milliarden DM 
mehr Einkommen zur Verfügung haben 
werden als im Jahr zuvor. Und davon brau- 
chen sie — insgesamt gesehen — keine 
Mark für den Ausgleich steigender Preise 
abzuzweigen. Vom Einkommensplus wer- 
den vermutlich 44 Milliarden in den Kon- 
sum fließen; das wäre dann der größte 
Kaufkraftschub seit 1970. Gleich drei gün- 
stige Einflüsse machen 1986 zum Jahr der 
Verbraucher. Erstens herrscht Preisstabili- 
tät, zweitens läuft die Konjunktur gut und 
drittens bleibt dank der Steuerreform seit 
Anfang 1986 mehr Geld im Portemonnaie 
der Verbraucher. Statistische Angaben: 
Statistisches Bundesamt, DIW, eigene Be- 
rechnungen. 
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Alfred Dregger: 

Die SPD befindet sich in einer 
Identitätskrise 
In der Debatte zum Kanzleretat stellte 
der Vorsitzende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Alfred Dregger, u. a. 
fest: Auch die Opposition weiß, daß 
die Regierungsbilanz hervorragend ist. 
Sie darf es nur nicht sagen. Ich will 
mich aber nicht mit unseren Leistun- 
gen, ich will mich mit der Lage der 
SPD beschäftigen. Sie ist beklagens- 
wert, nicht nur wegen der katastropha- 
len Wahlniederlagen in Hamburg und 
Bayern. Schlimmer noch ist die Identi- 
tätskrise, in der sich die Partei befin- 
det. Die SPD hat die Mitte geräumt 
und ist zu den grünen Aussteigern 
übergelaufen. 

Das ist jedoch nicht der einzige Grund 
für die desolate Lage der SPD. Ein ande- 
rer ist ihr Umgang mit dem eigenen 
Kanzlerkandidaten. Es hat noch keinen 
anderen gegeben, der so von seiner eige- 
nen Parteiführung demontiert wurde wie 
Johannes Rau. 

Wie ist das zu werten? Gewiß, Rau ist lei- 
densfähig; das hat er bewiesen. Aber 
durchsetzungsfähig ist er nicht. Rau läßt 
sich als Kanzlerkandidat die Rolle einer 
Gallionsfigur auf dem SPD-Schiff zumu- 
ten. Das Steuerrad der SPD darf er nicht 
anfassen. Wer als Kanzlerkandidat nicht 
einmal die SPD regieren kann, der ist al- 
lemal ungeeignet, Deutschland zu regie- 
ren. 

Es gibt noch einen dritten Grund für das 
Desaster der SPD. Eine Opposition muß 
hellwach sein; eine Opposition muß neue 
Fragen aufwerfen; aber solche, die die 
Bürger wirklich interessieren, nicht dieses 

Politologenkauderwelsch, mit dem die 
SPD die Öffentlichkeit langweilt. Eine 
Opposition muß neue und überzeugende 
Antworten geben. Schimpfen jedenfalls 
genügt nicht. Wer glaubt, gegen eine auf 
den Wogen des Erfolgs schwimmende 
Regierung anschimpfen zu können — 
und diese Regierung ist erfolgreich —, 
der irrt. 

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIMIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIMIIIIII"1111" 

Zitat 
„ Was soll Ihr Geschwätz von der .neuen 
Armut'? Unsere Mitbürger sprechen nicht 
von der neuen Armut, sie sprechen von 
der Neuen Heimat." 

(CDU/CSU-FraktionsvorsitzendeJ 
Alfred Dregger' 

II1IIIIIII11II1I11IIIIIIIIIIII IIIIIfllllllllllllflllMIIIIIllll<>l|,,lfi 

Bei der kommenden Wahl stehen zwei 
Grundentscheidungen zur Disposition- 
Die Alternativen lauten: 
• Westliche Allianz oder Isolierung z*1" 
sehen Ost und West. Wir stehen für das 
eine und sie für das andere. 
• Soziale Marktwirtschaft oder Schul- 
den, Inflation und Massenarbeitslosig* 
wie vor 1982. Hier ist ohnehin klar, wer 
für was steht. 
Vor der Dramatik dieser Entscheidung«" 
treten alle anderen Fragen in den Hint«*' 
grand. Deshalb ist die Wahl von 1987 d»e 
wichtigste Bundestagswahl seit 1949; e'° 
Richtungswahl, eine Schicksalswahl. 
Wir wissen, um was es geht. Und immer 
mehr unserer Bürger spüren es. Das gi° 
uns Zuversicht. 
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Manfred Wörner: 

Die Vorschläge der SPD isolieren 
Uns im Bündnis 
Auszüge aus der Rede von Manfred 

°rner, Bundesminister der Verteidi- 
*Ullg> während der Haushaltsdebatte 

*s Deutschen Bundestages am 
**• November 1986 
jp-Wer hat den Doppelbeschluß initiiert, 
Schlössen und ist dann aus diesem 
°Ppelbeschluß ausgestiegen? Das war 

^°ch die SPD, das waren doch Sie. Wer 
ar früher gegen atomwaffenfreie Zonen 

ö
nd »st heute für atomwaffenfreie Zonen? 

d.as »st doch die SPD. Wer war früher für 
e Strategie des Bündnisses und verkün- 

* nun lautstark, man brauche eine an- 
h !"e Strategie? Das ist doch die SPD. Sie 

en den Konsens gebrochen, weil Sie 
s der Verantwortung geflüchtet sind in 

tin"1 Au8enb,ick' a|s Sie in die Opposi- 
°n gegangen sind. 

let      habe eine Blütenlese allein der 

j^pen Monate mitgebracht. Da heißt es: 
seh rtadt Münster übernimmt die Paten- 

naft für das Kommando des I. Korps 
jjr Bundeswehr. Das beschloß der 
v   uPtausschuß gestern mit den Stimmen 
ge   

CDU und FDP. Die SPD sprach sich 
Seh?" die Ratsvor,a8e aus- Nächster 
Bu H

8:
 
SPD-Kritik an Schülerbesuch bei 

^ndeswehr, Senator Grolle ist gegen die 
ssteiiung Unser Heer, Schulsenator 

Bajft11 Waffenschau, Gelöbnisfeier in 
Sppv  ergzaber — Die Jungsozialisten der 
teilt JJ.rotestieren, SPD-Kandidat verur- 
$je 

offentliches Gelöbnis. Hier halten 
ßen, jStreden zur Bundeswehr, und drau- 
8eBe        

ieren Sie Kasernen> streiten Sie 
Sie <? öffentliche Gelöbnisse, bekämpfen 
V/e. ^.Bundeswehr und fordern Sie zur 

r(uenstverweigerung auf." 

„... Ich habe mir einmal liebe Frau Trau- 
pe, allein die besonderen Leistungen Ih- 
rer Regierung zusammenstellen lassen. 
Heraufsetzung der besonderen Alters- 
grenze für Soldaten um ein Jahr — SPD- 
Beschluß —, Kürzung des einmaligen 
Ausgleichs für Berufssoldaten bei Zurru- 
hesetzung vor dem 65. Lebensjahr, Besol- 
dung für Soldaten auf Zeit erst ab 7. Mo- 
nat, teilweiser Wegfall der Verkürzung 
der Verpflichtungsprämie, Kürzung der 
Übergangshilfe, Anrechnung von Ausbil- 
dungsgängen auf die Berufsförderung, 
Senkung der Beitragszahlungen an die 
Krankenkasse, Senkung der Beitragszah- 
lungen an die Rentenkasse für alle 
Grundwehrdienstleistenden von 100 auf 
75%. Angesichts dieser verheerenden Bi- 
lanz spreche ich Ihnen das Recht ab, sich 
für die Lage der Soldaten so massiv zu 
engagieren, wie Sie es im Augenblick 
tun." 
„... Sie wollen weniger Geld, Sie wollen 
weniger Soldaten, Sie wollen weniger 
Wehrpflicht. Dann sagen Sie, wir müßten 
die Vorneverteidigung aufrechterhalten. 
Das geht nicht: Ihre Beschlüsse schwä- 
chen nicht nur die Abwehr- und Verteidi- 
gungskraft der Bundesrepublik Deutsch- 
land, sie isolieren uns im Bündnis, sie 
führen zum Abzug der Amerikaner, und 
sie bedeuten das Ende der Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland." 
„... Wir haben doch den Verwendungs- 
und Beförderungsstau angepackt. 
...4000 neue Planstellen, liebe Frau 
Traupe. Gemessen an dem, was Sie in Ih- 
rer Regierungszeit getan haben, nämlich 
überhaupt nichts, muß ich, da Sie das 
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CDU gewinnt Rechtsstreit gegen 
DIE GRÜNEN 
In einem Rechtsstreit zwischen der Bundespartei DIE GRÜNEN und der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands hat die 9. Zivilkammer des Landgerichts 
Bonn am 1. Dezember 1986 entschieden, daß die CDU auch weiterhin folgende 
Aussagen über DIE GRÜNEN treffen kann: 
• DIE GRÜNEN distanzieren sich nicht von Gewalt. 
• Delegierte der GRÜNEN haben während ihres Parteitages im Mai 1986 in 
Hannover, als sie von den Vorgängen in Wackersdorf gehört hatten, ihre große 
Freude nicht verhehlen können. 
• Bei den bürgerkriegsähnlichen Ausschreitungen in Brockdorf sind es Teile 
der GRÜNEN gewesen, die die zu erwartenden Ausschreitungen bewußt in 
Kauf genommen hätten. 
• DIE GRÜNEN haben sich nach dem Brockdorf-Krawall, den Terrorszenen 
in Wackersdorf, Hamburg und Berlin nur vereinzelt von den Gewalttätern di- 
stanziert. 
• DIE GRÜNEN fordern die Abschaffung der kasernierten Polizei und die in 
ihrem Wahlprogramm 1987 enthaltenen Maßnahmen. 
Damit ist die politische Kernaussage der CDU, daß DIE GRÜNEN sich nicht 
von Gewalt distanzieren, zulässig. 
Für die SPD stellt sich jetzt noch dringlicher die Frage, ob für sie eine politische 
Gruppierung, die sich nicht eindeutig von der Gewalt distanziert und zu rechts- 
staatlichen Grundsätzen bekennt, auch weiterhin ein möglicher Koalitionspart- 
ner ist. 

Problem dargestellt haben, sagen, daß wir 
uns sehen lassen können. Die Verjüngung 
ist im Gange. Mehr als 30% der 600 Ba- 
taillonskommandeure und mehr als 20% 
der 1900 Kompaniechefs jenseits des 
Grenzalters sind herausgelöst— Das ist 
noch nicht genug— Aber gemessen an 
der verzweifelten Situation, als Ihre Re- 
gierung aufhörte, wo man 13 Jahre nur 
geredet und nichts getan hat, kann ich 
nur sagen, ist die Stimmungslage heute in 
der Bundeswehr definitiv besser. Wer sie 
besucht, weiß das auch." 
„... Wo Sie den finanziellen Ausgleich für 
Dienstbelastung gekürzt haben, haben 

wir ihn aufgestockt. Wo Sie 8000 Zeit** 
datenstellen gekürzt haben, haben W» 
Lücke geschlossen und haben aufge»ü   ' 
Wo Sie dem Verwendungs- und Beföfd 
rungsstau bei Offizieren des Truppen-   . 
und militärfachlichen Dienstes sowie 
den Unteroffizieren tatenlos gegenübe 
standen, haben wir gehandelt und ang 
fangen, ihn schrittweise zu beseitigen- 

„... Wer das Bündnis schwächt, wer l»ü^ 
fend die Amerikaner angreift und soWJ 
tische Politik mehr oder minder über- 
nimmt, der wird das Bündnis nicht in*a 

halten können." 
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RitaSüssmuth: 

Wir haben eine neue Familienpolitik 
auf den Weg gebracht 
^ie Legislaturperiode ist — was 1982 
e,gentlich von niemanden zu erwarten 
*var -— gekennzeichnet durch Abkehr 
J°n bisherigem familienpolitischen 
"Silken und Handeln und Ausrichtung 
UJ eine in die Zukunft weisende Fa- 
taujenpolitik. Die Richtung zeichnete 
sich in der Regierungserklärung ab. 
^°er niemand konnte damals davon 
aus8ehen, daß wir heute sagen können: 
W|r haben eine neue Familienpolitik 
auf den Weg gebracht. 

Was ist das Bahnbrechende? 
1 P" • t-ine historisch notwendig gewordene 
pokehr von der absoluten Schlüsselstel- 
1Un8 der menschlichen Arbeit als Er- 
^erbsarbeit, die alle anderen Formen 
j^enschlicher Arbeit unberücksichtigt 
aßt, wenn es um materielle und soziale 

jjlcherung geht. Konkret heißt das, wir 
en Schluß gemacht mit der Ausgren- 

j Un8 der außerhalb der Erwerbsarbeit ge- 
ästeten Arbeit. Unser entscheidender 
chritt: Anerkennung der in der Familie 

«^leisteten Arbeit, das schlägt sich kon- 
/et nieder im Erziehungsgeld und in der 
Erkennung der Erziehungszeiten im 
entenrecht. Wir wissen, daß es um mehr 

jfent, als die Erziehungsarbeit: der näch- 
e Schritt gilt der Anerkennung der Pfle- 

8etätigkeit. 
j." D«e Abkehr von der Eltern-Kind-Fami- 

und die konsequente Öffnung und 
ysnchtung auf die Mehrgenerationenfa- 

'uiiie. 

re'
rJjaben das Thema „Familie und älte- 

^ Mensch" besetzt. Wir haben damit Fa- 
•enpolitik wieder auf die Leistungen 

der Familien im Generationenverbund 
gesetzt. Das hat zu Konsequenzen in der 
Wohnungsförderung und Wohnungsbau- 
förderung geführt. Aber entscheidender 
sind die Konsequenzen, die für die in der 
Familie erbrachten Pflegeleistungen zu 
ziehen sind. Einen ersten Schritt haben 
wir mit unserem Gesetzentwurf zur häus- 
lichen Pflege kranker Schwerstpflegebe- 
dürftiger getan. Dieser Gesetzentwurf 
wird in dieser Legislaturperiode nicht 
mehr verabschiedet; aber er ist deswegen 
nicht vom Tisch, im Gegenteil, das The- 
ma wird ein nicht aufschiebbarer Schwer- 
punkt der nächsten Legislaturperiode 
sein. 

Wir wollen kein 21. Jahrhundert, in dem 
die in der Familie geleistete Erziehungs- 
und Pflegearbeit ohne Berücksichtigung in 
der sozialen Sicherung bleibt. 

3. Wir haben den Durchbruch erzielt zu 
einer allzu lang versäumten Förderung 
der jungen Familie. Gerade hier wurde 
uns vorgeworfen, wir wollten nichts ande- 
res als die Frauen wieder in die Familie 
abdrängen, ihnen Zugang und Teilhabe 
am außerhäuslichen Berufsleben verwei- 
gern. Was wir wollen und durchgesetzt 
haben, ist ein Dreifaches: 
a) die äußeren Voraussetzungen für die 
Familiengründung verbessern, Berück- 
sichtigung des ausfallenden Erwerbsein- 
kommens eines Partners, Erhöhung der 
Entlastungen beim 1. Kind und 
b) Rückkehrsicherung oder Teilhabe- 
chancen durch Erziehungsurlaub und 
Teilzeitarbeit 
c) Anspruchsberechtigung für Frauen 
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und Männer. Nie zuvor waren Männer 
bei familienpolitischen Leistungen an- 
spruchsberechtigt. 
4. Die Verankerung der in der Familie er- 
brachten Leistungen im Steuersystem. 
Die Familie ist kein Empfänger staatli- 
cher Subventionen; als solche wird sie 
oftmals falsch gesehen. Eine Politik, die 
die Familie in erster Linie von staatlichen 
Hilfen abhängig macht, bringt sie damit 
auf die Ebene der Empfänger sozialer 
Wohltaten. Das erste Prinzip ist das der 
Anerkennung der in der Familie erbrach- 
ten Leistungen. Es ist ein Skandal, daß 
wir noch immer darüber streiten, ob 
Steuerfreibeträge für Kinder vertretbar 
sind. Wir haben mit den bisherigen Frei- 
beträgen erst den Anfang gemacht, aber 
sind noch weit entfernt von der Einlö- 
sung der vom Verfassungsgericht gefor- 
derten realitätsgerechten Familienbe- 
steuerung. 
Die zweite Säule ist das Kindergeld und 
der Kindergeldzuschlag. Aber gerade die 
alleinige Ausrichtung auf das Kindergeld 
mit seinen Wechselbädern — Erhöhung 
und Kürzung — haben die Familien ins so- 
ziale Abseits gedrängt. 
Ich nenne hier nochmals drei Gründe, die 
für das von uns wieder eingeleitete duale 
System im Familienlastenausgleich spre- 
chen: 
1. Die Kombination aus Kindergeld und 
Kinderfreibetrag ist sozial gerechter, 
denn sie geht auf die spezielle Situation 
der einzelnen Familien ein, entwickelt 
sich jährlich weiter und entspricht dem 
Grundsatz, auf dem unsere Steuergesetz- 
gebung aufgebaut ist, nämlich die Lei- 
stungsfähigkeit. Es ist im übrigen nicht 
einsichtig, daß alles und jedes steuerlich 
begünstigt wird, daß aber ausgerechnet 
die materielle und sozial-ethische Lei- 
stung von Eltern mit Kindern davon aus- 
geschlossen werden soll. Kosten für das 
Auto dürfen von der Steuer abgesetzt 

werden, Aufwendungen für Kinder aber 
nicht. Das ist sozialdemokratische Ge- 
rechtigkeit. 
2. Familienlastenausgleich ist für uns kei- 
ne Sozialpolitik im Stile des 19. Jahrhun- 
derts, keine Almosenpolitik, sondern der 
Familienlastenausgleich ist für uns ein 
Beitrag zur sozialen und kulturellen Ent- 
wicklung unseres Landes. Wer Kinder 
hat, soll weniger Steuern zahlen als derje- 
nige, der keine Kinder hat. Dieser Grund- 
satz muß für alle Familien gelten. 

3. Wir haben das duale System im Fami- 
lienlastenausgleich wieder eingeführt, 
weil es die Sozialdemokraten waren, die 
gezeigt haben, wie leicht die Familien bei 
starren Kindergeldregelungen ins soziale 
Abseits geraten, denn unter Verantwor- 
tung der Sozialdemokraten ist das Kin- 
dergeld niemals angemessen erhöht wor- 
den, im Gegenteil: Sozialdemokraten ha- 
ben es sogar erheblich gekürzt. Und weil 
von Gerechtigkeit die Rede ist. Es waren 
CDU/CSU und FDP, die den Mut hatten, 
das Kindergeld für Besserverdienende zu 
kürzen, während die Sozialdemokraten 
1982 mit rauher Hand dem Hilfsarbeiter 
genauso viel weggenommen haben, wie de"1 

Generaldirektor. Wir dagegen haben be' 
dem Generaldirektor eine Kindergelder' 
zung vorgenommen, damit zwei Drittel 
unserer Bevölkerung das Kindergeld in 
unveränderter Höhe weitergezahlt be- 
kommen konnten. Ich möchte doch hier 
einmal die Frage stellen, welche Fraktio11 

angesichts dieser Tatsachen dringend 
Nachhilfe in der Frage benötigt, wie ein 
sozial gestaltete Familienpolitik auszuse- 
hen hat. 
Vermutlich war es ihr schlechtes Gewis- 
sen, welches dazu geführt hat, daß die 
SPD in Nürnberg ein einheitliches Kin- 
dergeld für das erste Kind in Höhe von 
100 DM, für das zweite Kind in Höhe 
von 200 DM und für das dritte Kind in 
Höhe von 300 DM gefordert hat. Ich ste»' 
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Keine Beschneidung von Rechten - 
nur Kampf gegen Mißbrauch 
7.. o_   .    .  .... 
^u Spekulationen über ein angebliches 

°rhaben der Regierungskoalition, die 
^ohnfortzahlung im Krankheitsfall zu 
eschneiden, geben der sozialpoliti- 

sche Sprecher, Bernhard Jagoda, und 
|JJr wirtschaftspolitische Sprecher, 
Matthias Wissmann, folgende gemein- 
de Stellungnahme ab: 

*• Jn der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
esteht keine Absicht, die Ansprüche der 
r°eitnehmer auf Lohnfortzahlung im 

Krankheitsfall zu beschneiden. 
* Die Einführung von Karenztagen für 
•e ersten Krankheitstage wäre für die 
r^CSU-Bundestagsfraktion sozialpo- 

'f'sch nicht vertretbar. Sie erschiene auch 
nicht geeignet, Mißbräuche der Lohnfort- 
2anlung einzudämmen. 

* Irn Rahmen der in der nächsten Legis- 
laturperiode beabsichtigten Strukturre- 
^orrn des Rechts der Krankenversiche- 
Ung, mit dem Ziel der Eindämmung ei- 
^unvertretbaren Kostenanstiegs, wird 

n der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ge- 

prüft werden, wie mißbräuchliche Aus- 
nutzung der Lohnfortzahlung einge- 
dämmt werden kann. Mißbräuchliche 
Ausnutzung der Lohnfortzahlung durch 
einzelne geht letztlich zu Lasten der Ar- 
beitnehmer insgesamt, weil die Aufwen- 
dungen der Arbeitgeber für die Lohnfort- 
zahlung als Lohnnebenkosten die Spiel- 
räume für die Löhne und Gehälter ein- 
schränken. 
Wenn einzelne die Lohnfortzahlung 
durch ungerechtfertigtes „Krankfeiern" 
ausnutzen, schädigen sie ihre Kollegen. 
Um Mißbräuche einzudämmen, wird die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion in der 
nächsten Legislaturperiode Möglichkei- 
ten prüfen, den vertrauensärztlichen 
Dienst verstärkt einsetzen zu können, 
wenn in Einzelfällen ein erheblicher Ver- 
dacht besteht, daß die Lohnfortzahlung 
mißbraucht wird. 
Eindämmung von Mißbräuchen berührt 
nicht die bewährte Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall und beinhaltet keinen 
Abbau der Rechte von Arbeitnehmern. 

^hier in aller Öffentlichkeit klar: mit der 
uen Familienpolitik, die wir in dieser 
gislaturperiode begonnen haben — 

«ndergeldzuschlag, Kinderfreibeträge, 
lj^lehungsgeld - haben wir den Fami- 
ly nlastenausgleich wie nie zuvor in der 
^achkriegsgeschichte verbessert, 
^sere Bilanz kann sich sehen lassen. 

,r haben uns nicht einseitig auf die Jün- 
ge

r^n konzentriert, sondern die schwieri- 
ren     8abe angepackt, zugleich den Alte- 
rs iferecnt zu werden. Wir würden poli- 
ein   Unverantwortncn handeln, wenn wir 
rat-en Graben zwischen der Frauengene- 

'°n aufrissen. Es muß jeder Genera- 

tion Gerechtigkeit widerfahren. Nicht 
umsonst haben wir dafür gekämpft, den 
tiefen Graben zwischen den erwerbstäti- 
gen und nichterwerbstätigen Müttern zu- 
zuschütten. Es kann keine gute Politik 
sein, wenn eine große Gruppe von Frau- 
en ausgegrenzt wird. Es szahlt sich bereits 
jetzt aus, daß wir diesen Weg konsequent 
beim Erziehungsgeld/Erziehungsurlaub 
gegangen sind. Die Tatsache, daß diese 
Lösung von so vielen jungen Frauen in 
Anspruch genommen wird, zeigt, daß wir 
auf dem richtigen Weg sind. Wir werden 
das Erziehungsgeld und den Erziehungs- 
urlaub verlängern. 

\ 
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Gerhard Stoltenberg steht für einen 
klaren Kurs in Bonn 
Der 39. Landesparteitag der CDU 
Schleswig-Holstein fand am 29. No- 
vember in der Kieler Ostseehalle statt 
und bot ein Bild eindrucksvoller Ge- 
schlossenheit. Neben den Berichten 
des Landesvorsitzenden Gerhard Stol- 
tenberg und des Ministerpräsidenten 
Uwe Barschel stand die Beratung und 
Verabschiedung des „Schleswig-Hol- 
stein-Programms zur Bundestags- 
wahl" im Mittelpunkt des Parteitages. 

Mit Gerhard Stoltenberg an der Spitze 
hat die CDU in Schleswig-Holstein einen 
Politiker zum Vorsitzenden, der maßgeb- 
lich am Erfolg der Bundesregierung Hel- 
mut Kohl beteiligt ist. In enger Zusam- 
menarbeit mit Uwe Barschel hat Gerhard 
Stoltenberg in Bonn auch erfolgreich für 
Schleswig-Holstein gewirkt. 

Der Landesvorsitzende führte in seinem 
Rechenschaftsbericht u.a. aus: Die politi- 
sche Arbeit unserer Landespartei ist seit 
Monaten auf die Wahl zum Deutschen 
Bundestag am 25. Januar 1987 hin orien- 
tiert. Wir erleben in diesen Wochen viel 
Zustimmung oder doch Aufgeschlossen- 
heit der meisten Menschen für unsere Bi- 
lanz der letzten vier Jahre, seitdem wir in 
Bonn Regierungsverantwortung übernah- 
men. Aber wir erfahren auch, daß neben 
der wachsenden Anerkennung beachtli- 
cher Erfolge manche Gruppen der Bevöl- 
kerung und einige Regionen unseres Lan- 
des nach wir vor ernsthafte Probleme 
haben. 

In einer allgemein politisch ungünstigen 
Situation haben wir bei den Kommunal- 
wahlen am 2. März d. Jahres einen Rück- 
schlag hinnehmen müssen. In den mei- 
sten großen und in einer Reihe mittlerer 

Städte sowie in zwei Landkreisen ergaben 
sich damals bei einer sehr schlechten 
Wahlbeteiligung numerische Mehrheiten 
für SPD und Grüne. Fast überall hat sich 
die SPD für Koalitionen mit den Grünen 
entschieden, die jetzt wichtige Vorhaben 
für die Entwicklung der Städte und 
Gemeinden, eine vorausschauende Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktpolitik, blockie- 
ren. Aufs Ganze gesehen, konnten wir 
aber die Stellung als stärkste Partei in der 
kommunalen Selbstverwaltung behaup- 
ten und in einer kritischen Wahlanalyse 
wichtige Folgerungen für unsere künftige 

Parteiarbeit ziehen. 
In den letzten Monaten setzte sich eine 
insgesamt zuversichtlichere Grundstim- 
mung in der Bevölkerung durch. Seit den 
Sommermonaten bereiten wir uns organ»' 
satorisch und inhaltlich auf die Wahl- 
kampagne zum Bundestag vor. 
Wir stellen jetzt jene Themen in den Vor- 
dergrund, die unsere Mitbürger am stärk- 
sten bewegen. Wir haben die Fundamen- 
te für einen anhaltenden Wirtschaftsauf- 
schwung und Stabilität gelegt. Nach den 
Aussagen der wichtigsten nationalen und 
internationalen Institutionen wird dies 
auch das Jahr 1987 bestimmen. 
Wir treten mit Nachdruck für eine Neu- 
orientierung der Agrarpolitik der Euro- 
päischen Gemeinschaft ein, die unseren 
Bauern wieder eine verläßliche Zukunft 
Perspektive eröffnen muß. Die Bundes- 
regierung hat dafür ihre Konzepte zur 
Marktentlastung, den Abbau von Über- 
schüssen und neuen Spielräumen für di 
Markt- und Preispolitik im Ministerrat in 
Brüssel vorgelegt. In dieser Zeit bedroh- 
licher Preis- und Einkommensverluste 
die Landwirtschaft haben wir erheblich 
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ationale Ausgleichsmaßnahmen gegen 
b
en Widerstand der SPD und der Grünen 

. flössen. Nur mit einer starken Union 
der Regierungsverantwortung können 

lr in Brüssel die notwendigen Reformen 
ansetzen. 

e CDU will unsere moderne, stark von 
aturwissenschaft und Technik geprägte 
^Ustriegesellschaft mit den großen Auf- 

11   n des Natur- und Umweltschutzes 
Löhnen. Wir haben in den vergange- 

sch Vier Jahren mehr für den Umwelt- 
e   

utz in einer Reihe wichtiger Gesetzes- 
fi  

Scneidungen und Einzelmaßnahmen 
|£tan als die SPD in 13 Regierungsjah- 

• Noch dringender ist durch die Serie 
le n,großen und kleineren Betriebsunfäl- 
le        Chemiewerken am Rhein die In- 

rnationalisierung des Umweltschutzes 
Worden. 

G
nterdem Beifall der Delegierten stellte 
J^ard Stoltenberg fest: 

Üblf 8ehen ohne Selbstzufriedenheit oder 
Ver^

rl)ebHchkeit in den Wahlkampf. Wir 
p0|.

e.isen auf beachtliche Erfolge unserer 
oa.   '*' aber wir wissen, wie groß die Auf- 
„^ en s'na\ die noch gelöst werden müssen, 

*äbU|llS-erein Volk eine gute Zukunft zu Se" 
"Us       ten* Aber wir glauben, daß wir mit 
kra»-ren ^*rundsätzen freiheitlicher Demo- 
te. [f' christlich-sozialer Verantwortung 
rjc. . 02'aler Marktwirtschaft auf dem 
u»n d8en ^eg S'nd und mit 8uten Gründen 
ue  tf

s Vertrauen der Bürger werben kön- 

h0i  rem Programm fordert die schleswig- 
aüf    !nische CDU die Bundesregierung 
die' f

arker als frühere SPD-Regierungen 
*ü b;   "ktureI'en Probleme des Nordens 
für d

erücksicntigen. Dies gelte vor allem 
ti0n 

e Einführung neuer Kommunika- 
nt echnol°gien. Die Meerestechnik 
OrtVo

e ln Schleswig-Holstein alle Stand- 
Schaff e''e nutzen- Dazu gehöre auch die 
gen .   "n8 neuer Forschungseinrichtun- 

n den Bereichen Geomar und Bio- 

technologie. Die Union tritt für einen 
besseren Schutz der Nordsee ein. Außer- 
dem bekräftigt sie den Willen für einen 
gezielten Ausbau des Straßennetzes unter 
Berücksichtigung der Umweltbelange. 
Dies gelte vor allem für die Erschließung 
der Westküste, die Verbesserung der Ost- 
West-Verbindungen und die Elektrifizie- 
rung wichtiger Eisenbahnlinien. 
Ministerpräsident Uwe Barschel unter- 
strich, der wirtschaftliche Aufschwung 
habe Schleswig-Holstein erreicht, das 
jetzt vor Hamburg, Niedersachsen, Bre- 
men, dem Saarland und Nordrhein-West- 
falen liege. 
In einer öffentlichen Abschlußkundge- 
bung warnte der niedersächsische Mini- 
sterpräsident Ernst Albrecht vor einem 
rot-grünen Bündnis. Dies würde nicht 
nur Ausstieg aus der Kernenergie bedeu- 
ten, sondern nach grünen Programmbe- 
schlüssen auch den Ausstieg aus der Ex- 
portwirtschaft mit dem Verlust von Mil- 
lionen Arbeitsplätzen, sowie aus der inne- 
ren Sicherheit mit dem Ergebnis, daß die 
Straße frei würde für diejenigen, die Poli- 
tik mit Gewalt durchsetzen wollten. 

Illllllllllilllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll 

Stabile Preise 
Seit März d. J. ist faktische Preisstabilität 
erreicht. Die Verbraucherpreise sind seit- 
dem nicht mehr höher als ein Jahr zuvor. 
Im November sind die Preise sogar um 
1,1 Prozent gesunken. Dies war der stärk- 
ste Rückgang seit dem Jahr 1954, stellte 
der wirtschaftspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Matthias Wissmann, fest. Die Talfahrt 
der Lebenshaltungskosten führt dazu, 
daß die Einkommenszuwächse der Ar- 
beitnehmer und Rentner in vollem Um- 
fang zu einem Zuwachs an Kaufkraft füh- 
ren. Damit sind die privaten Haushalte 
die klaren Gewinner unserer erfolgrei- 
chen Wirtschafts- und Finanzpolitik. 



1987: Stabile Mark, 
mehr Arbeit, mehr Geld 
Den Deutschen stehen gute 
Jahre bevor: Die Mark bleibt 
stabil, es gibt viele neue Ar- 
beitsplätze, Löhne und Gehäl- 
ter steigen weiter. 
Das Jahresgutachten des Sach- 
verständigenrates zeigt, die Aus- 
sichten für 1987 bleiben gut: 
3t Die Beschäftigung-steigt 
weiter. Ende 1987 werden 
800 000 mehr Menschen einen 
Arbeitsplatz haben als im 
Herbst 1983. 
3t Die Mark bleibt stabil. Die 
Inflation ist besiegt. 
M 1987 gibt es mehr Geld. 
Löhne und Gehälter steigen 
wirklich, durch die stabilen 
Preise haben die Arbeitnehmer 

mehr Geld in der Tasche. 
3t Die deutsche Wirtschaft 
bleibt auf Wachstumskurs. Das 
sind auch gute Aussichten für 
1988: Die Beschäftigung steigt 
weiter, der Abbau der Arbeits- 
losigkeit kommt voran. 
Deshalb: Auch nach dem 
25. Januar 1987 mit der Regie- 
rung Helmut Kohl auf Erfolgs- 
kurs. 
Setzt Eure Zukunft nicht aufs 
Spiel. Eine rot-grüne Mehrheit 
würde alles gefährden, was bis- 
her erreicht wurde. SPD und 
Grüne = höhere Steuern und 
Abgaben, neue Staatsschulden, 
neue Inflation, steigende Ar- 
beitslosigkeit. 

Weiter so. Für eine gute Zukunft. 
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Bjjefwähler sind 
Q>U-Wähler! 

•edersachsen hat es wieder einmal 
steigt: Ohne Briefwähler wäre der Ab- 
fand zwischen CDU und SPD nur 1,2 
t 

r°*ent gewesen, mit Briefwählern war er 
/"sachlich 2,2 Prozent. Bei der Bundes- 
^gsvyahl 1983 gab es bereits 5 Millionen 
sich 'Jetzt'im winter' werden es 

ner noch mehr sein. Es geht um jede 
^•mme. Also ran! 

er Briefwahlprospekt: 

^D 25. Januar braucht 
Sgutschland Ihre Stimme: 

Schon jetzt: 
Egr Brief! 

CDU 

a »elerorts anzutreffen und 

BrSrf?hen: Die Zielgruppe 

Informativ 
und 
praktisch! 

Im Prospekt 
der CDU- 
Bundesge- 
schäftsstelle 
werden alle 
Fragen zur 
Briefwahl 
umfassend 
und leicht 
verständlich 
angespro- 
chen und 
erläutert. 
Selbstver- 
ständlich ist 
auch ein 
Briefwahl- 
Antragsfor- 
mular ange- 
fügt. 

Ei 
»efwähler 

erfofe BeisPie,e> wo und wie vor Ort 
w„, .8reicr» für die Briefwahl geworben 
j^enkann: 
tenh

US,a8e der Briefwahlprospekte in Al- 
ne>men, Krankenhäusern, Behinder- 

tenheimen, kirchlichen Einrichtungen, 
Reisebüros, Arztpraxen, Apotheken etc. 
2. Als Anlage zu Briefen der CDU-Ver- 
bände an ihre Mitglieder. 
3. Briefwahlprospekte auf Mitgliederver- 
sammlungen zur weiteren Verteilung mit- 
geben. 
4. Bei Canvassing-Aktionen vor Ort Brief- 
wahlprospekt mit auslegen. 
5. Als Beilage zur CDU-Kandidatenzei- 
tung oder zum CDU extra. 
6. Mit Kleinanzeigen auf die Briefwahl 
hinweisen. 

Briefwahlprospekt 

Die CDU informiert: 

jjbidi vom Jtishml ans: 
IWDeo Deutschen 

Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 45,50 DM 
Bestell-Nr.: 2919 

Auch vom Ausland aus: Den 
Deutschen Bundestag wählen! 
Viele im Ausland lebende Deutsche ha- 
ben erstmals das Recht, vom Ausland aus 
per Brief den Deutschen Bundestag zu 
wählen. Die CDU-Bundesgeschäftsstelle 
hat hierfür eigens eine Broschüre heraus- 
gegeben. 
Mindestabnahme: 100 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 7,— DM 
Bestell-Nr.: 2847 

Sollten Sie noch Rückfragen haben, ste- 
hen Ihnen unsere Mitarbeiter in Bonn 
jederzeit unter der Rufnummer (0228) 
544254 zur Verfügung. 



Seite 32 •   UiD 38/86 WAHLKAMPF '# 

UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Zentrales Werbemittel über den Bundes- 
kanzler ist die jetzt vorliegende Illustrierte 
„Kanzler der Mitte". 

Mindestabnahme: 250 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 48,75 DM 

Bestell-Nr.: 2884 
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